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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Altdobern und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 14. Juni 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer | Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Altdébern und der Stadt Cottbus {iber den
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 02.05.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg* wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

IL.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Altdébern
Marktstralie 1, 03229 Altdobern
vertreten durch den Amtsdirektor
Detlef Hohl

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBIL. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. IS.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemall § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugrift auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklrt.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker StraBie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrdgt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im offentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Amtsdirektor Herr Detlef Hohl.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstdndnis tiber Inhalt
und mdoglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von fiinf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 02.05.2013

Altdébern,
den 14.03.2013

Frank Szymanski Detlef Hohl
Oberbiirgermeister Amtsdirektor
Holger Kelch Katrin Peter
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kliren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Bertiicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Daritiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, méglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur mafig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1

222

fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren kénnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auferhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sé@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Briick und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 14. Juni 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Briick und der Stadt Cottbus iiber den Betrieb
eines geeigneten elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation im Stan-
desamt (AutiSta) vom 02.05.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Briick
Ernst-Thialmann-Straf3e 59, 14822 Briick
vertreten durch den Amtsdirektor
Christian Grofimann

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiigt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBIL. 1
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdBl § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben flir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jdhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Amtsdirektor Herr Christian Gro3mann.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune i{ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentrdger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den tibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem iibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 02.05.2013

Briick,
den 06.12.2012

Frank Szymanski Christian Gromann

Oberbiirgermeister Amtsdirektor
Holger Kelch Lars Nissen
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1

132

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum® folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wihrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:


mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivititen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates fiir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wihrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritédt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Der Auftragnehmer (AN) verarbeitet die Daten des Auftrag-
gebers (AG) ausschlieBlich in dessen Auftrag. Eine Zustindig-
keitstibertragung findet nicht statt.

(2) Der AG ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Brandenburgisches
Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der Bestim-
mungen des BbgDSG und anderer datenschutzrechtlicher
Vorschriften hinsichtlich der von ihm in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freigabe
eines Verfahrens, das der AN im Rahmen der Auftragsdatenver-
arbeitung betreibt, ist der AG verantwortlich.

(3) Der AN gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung die
Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir den AN auf
Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutzrecht-
lichen Vorschriften.

(4) Der AG ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhélt-
nisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicherheitsmaf3-
nahmen des AN vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergéinzungen des Auftrags miissen vom AG schriftlich fest-
gelegt und Weisungen schriftlich iibermittelt werden. Weisungs-

berechtigte Personen und Ansprechpartner sind zu benennen.
Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich gegenseitig
schriftlich mitzuteilen.

(2) Der AN stellt das gemdB3 § 10 Abs. 1 Satz 2 Personenstands-
verordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforderliche
Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch den AG
sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen AG und AN hierzu besondere Mafi-
gaben fest.

(4) Der AN verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
des AG. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an den AN
zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet, leitet
der AN dieses Ersuchen unverziiglich an den AG weiter.

§3
Rechte und Pflichten des AG und AN

(1) Dem AG und seinem behordlichen Datenschutzbeauftragten
werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung das
Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der tiblichen
Geschiftszeiten des AN durch Inaugenscheinnahme und sonsti-
ge Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und der
Weisungen des AG erfolgt.

(2) Dem AG und seinem behordlichen Datenschutzbeauftragten
werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten erfor-
derlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftragsbezoge-
nen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverarbeitungs-
programme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen und die
technischen und organisatorischen Mafnahmen priifen.

(3) Der AN informiert den AG unverziiglich iiber geplante
Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbeitung und
den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Datenverarbei-
tung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechendes gilt in
Fillen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei Verdacht
auf Datenschutzverletzungen oder andere UnregelmiBigkeiten
bei der Verarbeitung der Daten des AG.

(4) Der AG priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest stich-
probenartig und informiert den AN unverziiglich, wenn er Fehler
oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Der AN verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten des AG haben, auf das Datengeheimnis
gem. § 6 BbgDSG.

§4

Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Der AN konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen Mafinahmen. Dem AG wird das I'T-
Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
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Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch den AG und unter
Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten technischen und
organisatorischen Maflnahmen.

(2) Dem AN ist es wihrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative MaBBnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten MaBinahmen in Abstimmung mit dem AG zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll ergdnzend zu und {iber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kénnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im
Interesse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verar-
beitet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten des AG von den iibrigen
Datenbestidnden besteht und dass ihm seine Daten (Kunden-
daten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt werden
koénnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Der AN unterstiitzt den AG, soweit erforderlich, bei der
Erstellung des Verfahrensverzeichnisses geméf § 8 BbgDSG in
Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maflnahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den vom AG bestimmten verar-
beitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wissen des AG nicht
erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten handigt der AN dem
AG samtliche in seinen Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhiltnis stehen, aus. Die
Datentriager des AN werden unwiederbringlich geldscht, Test-
und Ausschussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder
dem AG, soweit vereinbart, ausgehiandigt. Die Loschung bzw.
Vernichtung wird dem AG mit Datumsangabe schriftlich
bestitigt.

§7
Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
dem AG.

Der AN stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren
Beschiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unter-
fallen, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter des AN

Der AN hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Niemegk und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 14. Juni 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen dem Amt Niemegk und der Stadt Cottbus iiber den
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 02.05.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

II.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen dem Amt Niemegk
GroBstrale 6, 14823 Niemegk
vertreten durch den Amtsdirektor
Thomas Hemmerling

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘* durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. 1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdl3 § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklrt.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker StraBie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrdgt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im offentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Amtsdirektor Herr Thomas Hemmerling.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der
beschriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer
Hinsicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstdndnis tiber Inhalt
und mdoglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von fiinf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 02.05.2013

Niemegk,
den 18.03.2013

Frank Szymanski Thomas Hemmerling

Oberbiirgermeister Amtsdirektor
Holger Kelch Thomas Griesbach
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kliren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Bertiicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Daritiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, méglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur mafig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren kénnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auferhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sé@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Eichwalde und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 14. Juni 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Eichwalde und der Stadt Cottbus iiber
den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsre-
gisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto-
mation im Standesamt (AutiSta) vom 02.05.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Gemeinde Eichwalde
Griinauer Strafle 49, 15732 Eichwalde
vertreten durch den Biirgermeister
Bernd Speer

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiigt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. 1
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdll § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben flir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jdhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Bernd Speer.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune i{ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentrdger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den tibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem iibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 02.05.2013

Eichwalde,
den 26.03.2013

Frank Szymanski Bernd Speer
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Michael Launicke
Biirgermeister/Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1
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- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und
Wiederherstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivititen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates fiir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wihrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritédt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustandigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behdrdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Féllen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelma-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Mafinahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemaf3 § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maf3nahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hiandigt die Stadt der
Kommune sd@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentréger
der Stadt werden unwiederbringlich geloscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eroffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Griinheide (Mark) und
der Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 14. Juni 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustandige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Griinheide (Mark) und der Stadt Cott-
bus iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personen-
standsregisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfah-
rens Automation im Standesamt (AutiSta) vom 02.05.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Gemeinde Griinheide (Mark)
Am Marktplatz 1, 15537 Griinheide (Mark)
vertreten durch den Biirgermeister

Arne Christiani

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘* durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfligt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. I
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI. 1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende offentlich-rechtliche Vereinbarung iiber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdl3 § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben fiir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklért sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfidhigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgtnicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklrt.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker StraBie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstin-
dig und rechtzeitig zur Verfligung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betrdgt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im offentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jihrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Arne Christiani.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Fallt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstdndnis tiber Inhalt
und mdoglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese o6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von fiinf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhéltnis in einer fiir die Kommune {ibernahmefahigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentriger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich verstindigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger aullerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten flir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den iibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maflgabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem tibrigen Inhalt davon nicht
beriihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 02.05.2013

Griinheide (Mark),
den 08.03.2013

Frank Szymanski Arne Christiani

Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Kerstin Lang
Biirgermeister/ Werkleiter Stellvertreterin
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum* folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Bertiicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auf3erhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Stérungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Daritiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, méglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den koénnen, sind nur mafig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmiBig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung kldren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,

2.1.2

2.2

2.2.1

222

fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivitdten

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdahigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Ridume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten geméafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates flir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des I'T-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Stérungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Berticksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auflerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wihrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfliigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfiigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren kénnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Féllen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster koénnen alle Zeiten auferhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritdt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritdt 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den kénnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustdndigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wéhrend der {ib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie kdnnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich tiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Fillen von schwerwiegenden Betriebsstérungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmai-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen MaBnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wiahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Maflnahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maflnahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemél § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Mafinahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5
Revisionssichere Protokollierung
(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren

miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hindigt die Stadt der
Kommune sé@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentriger
der Stadt werden unwiederbringlich geldscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Er6ffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Offentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Karstidt und der
Stadt Cottbus iiber den Betrieb eines geeigneten
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens
sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
Gesch.Z.: 33-347-22
Vom 14. Juni 2013

I
Genehmigung

Gemil § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes iiber kommunale Ge-
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich
als zustdndige Aufsichtsbehorde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num-
mer 1 Buchstabe b GKG die 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung
zwischen der Gemeinde Karstidt und der Stadt Cottbus iiber den
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister-
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
im Standesamt (AutiSta) vom 11.04.2013.

Die offentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemil § 24 Ab-
satz 4 GKG am Tage nach der &ffentlichen Bekanntmachung
einschlieBlich ihrer Genehmigung im ,,Amtsblatt fiir Branden-
burg® wirksam.

Im Auftrag

Lechleitner

1I.
Die offentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut:

Offentlich-rechtliche Vereinbarung
iiber den Betrieb eines geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
des I'T-Fachverfahrens Automation im Standesamt
(AutiSta)

zwischen der Gemeinde Karstidt
Miihlenstraf3e 1, 19357 Karstadt
vertreten durch den Biirgermeister
Udo Staeck

im Folgenden ,,Kommune* genannt
und der Stadt Cottbus,

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,

vertreten durch den Oberbiirgermeister

Frank Szymanski

im Folgenden ,,Stadt* genannt

Vorbemerkung

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestiitztes Fachverfahren fiir
ihre elektronischen Personenstandsregister einzufiihren, um den
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem mdchte sie das
standesamtliche Fachverfahren ,,AutiSta‘“ durch ein Rechenzen-
trum fiir sich betreiben lassen. Die Stadt verfiigt bereits iiber ein
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt fiir das Land
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden.

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes tiber die kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBI. 1
S. 194) in der Fassung der letzten Anderung vom 23. September
2008 (GVBI.1S.202) schlieBen die Kommune und die Stadt die
folgende 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung {iber die Wahrneh-
mung der Aufgaben im Personenstandswesen:

§1

Gegenstand der Vereinbarung

1. Die Stadt verpflichtet sich gemdll § 23 Absatz 1 zweiter
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf-
gaben flir die Kommune durchzufiihren:

- Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen
Personenstandsregister und der Sicherungsregister

- Einfithrung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta.

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom-
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per-
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzufiihren.

2. Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch fiir andere
Kommunen des Landes Brandenburg durchzufiihren und
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er-
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso-
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesdmtern der
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu-
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom-
mune erklart sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein-
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre-
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten.
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§2
Herbeifiihrung der Funktionsfihigkeit
und Abnahme des geeigneten elektronischen
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
Migration, Funktionsfihigkeit und Abnahme des
IT-Fachverfahrens AutiSta

1. Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah-
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeifiihrung
der Funktionsfahigkeit von der Kommune getestet und ab-
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro-
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering-
fligige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht-
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme.

2. Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por-
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert.
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah-
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein-
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab-
nahme erfolgt schriftlich. Geringfligige Abweichungen von
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei-
gerung der Abnahme.

3. Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die
Abnahme erklért, werden die Abweichungen in der Abnah-
meerkldrung als Méngel aufgefiihrt. Die Stadt wird die
Mingel unverziiglich beseitigen.

4. Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Ubersendung der
schriftlichen Mitteilung der Stadt {iber den Abschluss ihrer
Arbeiten zur Einfithrung eine schriftliche Mingelanzeige, in
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe-
schreibung aufgefiihrt sind, gilt die Abnahme der Leistung
als erklért.

5. Als Leistungsiibernahmepunkt gilt der LVN Ubergang
Lipezker Strafie, 03046 Cottbus.

6. Die schriftliche Abnahmeerklarung wird ersetzt durch die
Aufnahme des Betriebes.

§3

Zusammenarbeit

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang iiber alle
wesentlichen Umstinde, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu-
sammenhdngen. Auftretende Probleme sollen unverziiglich und
einvernehmlich einer Losung zugefiihrt werden. Die Kommune
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen
in angemessenem Umfang unterstiitzen. Sie wird ihr insbeson-
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstdn-
dig und rechtzeitig zur Verfiigung stellen.

§4

Kostenerstattung

1. Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten fiir den Betrieb
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung betragt
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach-
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr.

2. Die Stadt behilt sich begriindete Anpassungen der Kosten-
erstattung, insbesondere in Fillen der Entgelt- oder Besol-
dungserhdhungen im 6ffentlichen Dienst oder Preisanpas-
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten),
vor. Erhdhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk-
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig-
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen.

3. Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat
nach Zugang des Erhohungsverlangens diese Vereinbarung
auBerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kiin-
digen. Das Kiindigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt
die Entgelterh6hungen nicht zu vertreten hat.

4. Die Kostenerstattung wird jahrlich in einem Betrag an die
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk-
samwerden des Vertrages, jede folgende jdhrliche Zahlung
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fillig. Der jahr-
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr.
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neile BLZ 180 50000
zu iiberweisen.

5. Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei-
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche
Sach- oder Rechtslage dndern, erstattet die Kommune der
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas-
tungen.

6. Sollten nach Mafigabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu-
ne die durch die Einrichtung auf'sie entfallenden Kosten der
Stadt.

§5

Ansprechpartner

Verantwortlicher Ansprechpartner fiir die kaufménnischen, in-
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam-
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen-
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott-
bus), vertreten durch den Werkleiter Herr Holger Kelch, Berli-
ner Strafle 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der
Biirgermeister Herr Udo Staeck.

§6
Anderungen und Erginzungen

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Giiltigkeitsdauer
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Anderungen der be-
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin-
sicht absehbar oder eingetreten sind.

2. Féllt die Aufgabe bei der Kommune weg, dndern sich die
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umsténde auf,
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher-
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen
angepasst.

3. Anderungs- bzw. Erginzungswiinsche einer Partei der Ver-
einbarung kénnen nach Abschluss dieser Vereinbarung nur
schriftlich und in beiderseitigem Einverstandnis tiber Inhalt
und mdglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver-
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung
wird hingewiesen.

§7

Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung

1. Diese 6ffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach
ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

2. Die Vereinbarung wird iiber eine Mindestlaufzeit von finf
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kiindigung, verlangert
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver-
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver-
tragsende schriftlich gekiindigt werden.

3. Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt.

4. Nach Beendigung der Vereinbarung tibergibt die Stadt der
Kommune sdmtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags-
verhdltnis in einer fiir die Kommune i{ibernahmeféhigen
Form. Die Datentrdger der Stadt werden physikalisch ge-
16scht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver-
nichtet oder der Kommune ausgehéndigt.

Die Kommune trigt die im Zusammenhang mit der Aushdndi-
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Loschung
von Daten auf Datentrdger entstehenden Kosten gegeniiber der
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die
Stadt zur Zahlung féllig. Die Zahlung erfolgt auf das unter
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt.

§8
Haftung

1. Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz
und grober Fahrldssigkeit.

2. Machtein Dritter gegeniiber der Kommune Anspriiche wegen
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungsge-
genstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch beein-
trachtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt:

3. Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe-
der den Vereinbarungsgegenstand so dndern oder ersetzen,
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz-
entgelten gegeniiber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin-
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen
Erstattung des entrichteten Entgeltes abziiglich eines die
Zeit der Nutzung beriicksichtigenden Betrages zuriickzu-
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die-
sen Vereinbarungsgegenstand zuriickzugeben.

4. Voraussetzung fiir die Haftung der Stadt im Falle der Einre-
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die
Stadt von Anspriichen Dritter unverziiglich versténdigt, die
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg-
liche Auseinandersetzung einschlieBlich etwaiger auflerge-
richtlicher Regelungen der Stadt tiberldsst oder nur im Ein-
vernehmen mit der Stadt fiihrt. Stellt die Kommune die Nut-
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Griinden ein,
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist.

5. Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu
vertreten hat, sind Anspriiche gegen die Stadt ausgeschlos-
sen.

6. Weitergehende Anspriiche der Kommune wegen einer Ver-
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen.

§9
Behinderung und Unterbrechung der Leistung

1. Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar-
beitskampfes, hoherer Gewalt oder anderer vergleichbarer
Umsténde nicht erbringen kann, treten fiir die Stadt keine
nachteiligen Rechtsfolgen ein.

2. Sieht sich die Stadt in den tibernommenen Leistungen be-
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverziiglich schrift-
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah-
lungspflicht befreit.

3. Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung
wegfillt, nimmt die Stadt die Leistungen unverziiglich wie-
der auf.

§ 10
Datenschutz

Das KRZ verarbeitet die Daten gemdf3 § 11 des Brandenburgi-
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Mafigabe der An-
lage 2 ,,Datenschutz®, welche hiermit Bestandteil der Vereinba-
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur-
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht-
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei
der Dateniibermittlung werden von dem Kommunalen Rechen-
zentrum der Stadt Cottbus ausdriicklich zugesichert. Das Kom-
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemal3-
nahmen fiir Not- und Katastrophenfille zu.

§11
Vereinbarung zur giitlichen Einigung

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig-
keiten liber Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung
vor Anrufung der Aufsichtsbehdrde nach § 28 GKG eine giitli-
che Einigung anzustreben.

§12
Salvatorische Klausel

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so
werden die Bestimmungen in ihrem iibrigen Inhalt davon nicht
bertihrt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nichs-
ten kommt. Gleiches gilt fiir etwaige Vereinbarungsliicken.

§13
Genehmigung

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zustdndigen
Aufsichtsbehorde im Sinne der §§ 24, 27 GKG.

Cottbus,
den 11.04.2013

Karstadt,
den 14.12.2012

Frank Szymanski Udo Staeck
Oberbiirgermeister Biirgermeister
Holger Kelch Bernd Liidke
Biirgermeister/Werkleiter Stellvertreter
des Eigenbetriebes ,,Kommunales
Rechenzentrum der Stadt Cottbus*

Anlage 1
1. Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen-

standsregister und Sicherungsregister
1.1  Leistungen der Stadt:

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware

- Installationsparameter klaren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung

- Mandant einrichten

1.2

1.3

1.3.1

132

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten
- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Einweisung der Anwender

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrensli-
zenz

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande-
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsriu-
men)

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lesege-
rite, Scanner

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men (sofern erforderlich)

- Benennung von Verfahrensverantwortlichen

- Teilnahme an den regelmifigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Betrieb
Sicherstellung des laufenden Betriebes

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der
Verfiigbarkeit und Funktionsfahigkeit notwendig sind,
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor-
derlichen Ressourcen (Rdume, Energie, etc.). Die Stadt
veranlasst VorbeugungsmafBinahmen zur Aufrechterhal-
tung des storungsfreien Betriebes und stimmt diese Maf3-
nahmen mit der Kommune ab.

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht:
Leistungen der Stadt:

- Betreiben und zur Verfiigung stellen von Hard- und
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis-
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehori-
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeréte,
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig-
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt)

- Unterstiitzungsleistungen beim regelmafligen Aus-
tausch von Signaturen

- Betreiben des Registerverfahrens

- Betreiben der Signaturarchitektur

- Betreiben des Archivsystems

- Betreiben einer Testumgebung

- Speicherplatzbereitstellung iiber das SAN

- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne-
ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und
Archivinfrastruktur

- Unterstiitzung bei der Fortschreibung des Betriebs-
und Sicherheitskonzepts

- Steuerung des Verfahrensbetriebs
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- Anderungsmanagement

- Konfigurationsmanagement

- Koordination von regelméBigen Betriebsbesprechun-
gen

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech-
nik, Bereitstellen von Rdumen bei Besprechungen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft-
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegerite, Scan-
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchfiihrung ei-
gener lokaler Installationen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Einrichten und Durchfiihren der Benutzerverwaltung

- Teilnahme an den regelmifBigen Projekt- und Be-
triebsbesprechungen

Service Level Agreement

Die Stadt erbringt tiber ihren Eigenbetrieb ,,Kommunales
Rechenzentrum® folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb der Anwendung:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level - Annahmezeiten fiir Storungs-
meldungen

Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wihrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent-
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an:

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr

freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfiigung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
auBer an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfligung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt un-
terbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wiahrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Féllen
(auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun-
den vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
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Prioritét 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.

Prioritit 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)

Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren ,,Automa-
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses
Fachverfahren ebenfalls und verfiigt iiber eine Version,
die Rechenzentrum gestiitzt vorgehalten wird. Aufgrund
der Funktionalititen, der informationstechnischen Ab-
hingigkeiten und aus Griinden der IT-Sicherheit ist es
zweckmifig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch
die Stadt betreiben zu lassen.

Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens
AutiSta

Leistung der Stadt

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes

- Installationsparameter kldren

- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah-
rensnutzung (AutiSta via Citrix)

- Mandant einrichten

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten

- Netz-/Leitungsanbindung klaren

- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver-
sionsstand planen und realisieren

- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten

- Migration, z. B. fiir die Uberfiihrung der Datenbank,
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fur Testarbeiten, fiir den Produktionsstart und zu Client-
systemen

Folgende Leistungen werden durch die Kommune er-
bracht:

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz

- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak-
tivititen

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen

- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen

- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh-
men, z. B. Citrix-Client

- Fachtest durchfithren und Abnahme erkldren

Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba-
rung erbracht:

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher-
stellung der Verfiigbarkeit und Funktionsfdhigkeit not-
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Rdume, Energie,
etc.).

Leistungen der Stadt:

- Sicherstellung des Ifd. Betriebes des Verfahrens

- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den
Pflegevertrigen zur Verfiigung stehen

- Dbedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test-
und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er-
forderlicher Speichermedien)

- AutiSta Hosting iiber Citrix-Technologie

- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemafs SLA
(siehe Anlage Service Level Agreement)

- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung
und Tuning des Verfahrenszugriffs

- Durchfithrung von Updates fiir das Gesamtsystem,
z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server

- Durchfiihrung von technischen Verfahrenstests

- Einweisung der Anwender

Leistungen der Kommune:

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen
Technik, Bereitstellen von Raumen bei Besprechun-
gen)

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach-
lich qualifizierte Mitarbeiter/innen und Benennung
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant-
wortlichen

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver-
fahrensproblemen und -stérungen

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen
Pflegevertrige

- Bereitstellung der Netzanbindung

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder-
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und
Durchfithrung eigener, lokaler Installationen

Service Level Agreement {iber den Betrieb AutiSta
Leistungspaket Service

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be-
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta:

- Annahme von Stérungsmeldungen

- Storungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un-
ter Beriicksichtigung von
- Priorititen
- festgelegten Reaktionszeiten
- festgelegten Wiederherstellungszeiten

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

- Bereitstellung der Anwendung auBerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb)

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden
nicht vereinbart.

Standard-Service-Level

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Storungsmeldun-
gen rund um die Uhr per E-mail aufzugeben. Diese wer-
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Annahmezeiten fiir Storungsmeldungen
Die Entgegennahme von Stérungen erfolgt in einem gere-
gelten Verfahren wéhrend der Annahmezeiten zentral
iiber die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzen-
trums der Stadt Cottbus: 0355 49497171

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr

aufer an Feiertagen

Dariiber hinaus besteht die Moglichkeit Stoérungs-
meldungen rund um die Uhr per E-mail an:
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.

Servicezeiten

Die gemeldeten Storungen werden wéhrend der Service-
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser-
vicezeiten erbracht.

Servicezeiten:
montags, mittwochs
dienstags

07:00 - 15:00 Uhr
07:00 - 17:00 Uhr

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Dariiber hinausgehende Servicezeiten konnen im Einzel-
fall gesondert vereinbart werden.

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)

Die von der Stadt zur Verfligung gestellte IT steht der
Kommune wéhrend der Online-Zeiten zur Verfiigung:
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
aufler an Feiertagen

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei-
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.

Unbeaufsichtigter Betrieb

Die IT steht auflerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
zur Verfliigung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
zur Ausfithrung der Batchproduktion, durch die Stadt
unterbrochen werden.

Wartungsfenster

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
IT-Infrastruktur, um einen storungsfreien Betrieb zu si-
chern. Die Stadt darf die Dienste wihrend der Wartungs-
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech-
nisch notwendig ist. Die Stadt wird {iber geplante War-
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im
Voraus informieren.

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs-
einschriankung fithren konnten, mdglichst innerhalb des
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut-
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen
Fillen (auch wihrend des Wartungsfensters) mindestens
24 Stunden vorher angekiindigt.

Als Wartungsfenster konnen alle Zeiten auflerhalb der
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel-
vereinbarungen nicht entgegenstehen.

Storungen werden grundsitzlich wie folgt kategorisiert
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder-
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:

Prioritédt 1 - Hoch:

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind sehr zeitkritisch.

Die iiberwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
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Prioritét 2 - Mittel:

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit substantiell zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nur méBig zeitkritisch.

Nur einzelne Benutzer sind betroffen.

Prioritét 3 - Niedrig:

RZ: 2 Arbeitstage/ WHZ: max. 1 Monat

Der von der Stérung verursachte Schaden nimmt im Ver-
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfiillt wer-
den konnen, sind nicht zeitkritisch.

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten

Reaktionszeiten (RZ)

In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit-
te zur Losung der Stérung mit der Kommune ab. Die Leis-
tung wird wihrend des beaufsichtigten Betriebes (Annah-
mezeiten) erbracht.

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.

Anlage 2

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung
gemif} § 11 BbgDSG

§1

Grundsitze

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschlief8lich in
deren Auftrag. Eine Zustandigkeitsiibertragung findet nicht statt.

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden-
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) fiir die Einhaltung der
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht-
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen
Datenverarbeitung verantwortlich. Fiir den Test und die Freiga-
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftragsda-
tenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich.

(3) Die Stadt gewihrleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung
die Konformitit der Verarbeitungsprozesse mit den fiir die Stadt
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz-
rechtlichen Vorschriften.

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags-
verhiltnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher-
heitsmafinahmen der Stadt vertraulich zu behandeln.

§2
Auftrag und Weisungen

(1) Ergdnzungen des Auftrags miissen von der Kommune
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich tibermittelt wer-

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverziiglich
gegenseitig schriftlich mitzuteilen.

(2) Die Stadt stellt das gemdll § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen-
standsverordnung fiir Daten mit hohem Schutzbedarf erforder-
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die
Kommune sicher.

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be-
sondere Mafigaben fest.

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die
Stadt zwecks Berichtigung oder Loschung seiner Daten wendet,
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverziiglich an die Kommune
weiter.

§3
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt

(1) Der Kommune und ihrem behdrdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden vor Beginn und wihrend der Datenverarbeitung
das Recht eingerdumt, nach Vorankiindigung wihrend der iib-
lichen Geschiftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und
der Weisungen der Kommune erfolgt.

(2) Der Kommune und ihrem behérdlichen Datenschutzbeauf-
tragten werden die fiir die Erfiillung ihrer Rechte und Pflichten
erforderlichen Auskiinfte erteilt. Sie konnen in die auftrags-
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar-
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen
und die technischen und organisatorischen Maflnahmen priifen.

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverziiglich iiber ge-
plante Verdnderungen in der Organisation der Datenverarbei-
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie fiir die Daten-
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen-
des gilt in Féllen von schwerwiegenden Betriebsstorungen, bei
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelma-
Bigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune.

(4) Die Kommune priift die Verarbeitungsergebnisse zumindest
stichprobenartig und informiert die Stadt unverziiglich, wenn sie
Fehler oder UnregelméBigkeiten feststellt.

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschiftigten, die Zugang zu per-
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Datenge-
heimnis gem. § 6 BbgDSG.

§4
Technische und organisatorische Mafinahmen

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der fiir die elektroni-
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta
geltenden Vorschriften die fiir den Datenschutz erforderlichen
technisch-organisatorischen MaBinahmen. Der Kommune wird
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maflnahmen, zur Bestétigung vor-
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni-
schen und organisatorischen Mafinahmen.

(2) Der Stadt ist es wahrend der Laufzeit des Datenverarbei-
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen
alternative Mafinahmen gegeniiber den urspriinglich vereinbar-
ten Mafinahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen,
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird.

(3) Durch die technischen und organisatorischen Mafinahmen
soll erginzend zu und iiber die nach den Vorschriften fiir die
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass

1. administrative Zugriffe, mit denen Anderungen an automa-
tisierten Verfahren bewirkt werden kdnnen, technisch abge-
sichert und nur von den hierzu ausdriicklich im Rahmen des
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen
durchgefiihrt werden,

2. Unbefugten der Zugang zu Datentrégern, auf denen perso-
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz-
wiirdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist,

3. verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In-
teresse des Kunden schutzwiirdige Daten unbefugt verarbei-
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen,

4. eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den
tibrigen Datenbestinden besteht und dass ihr ihre Daten
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt
werden konnen,

5. die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden kdnnen.

(4) Die Stadt unterstiitzt die Kommune, soweit erforderlich, bei
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemaf3 § 8 BbgDSG
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato-
rischen Maf3nahmen.

(5) Die zur Datenverarbeitung iiberlassenen Daten werden zu
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be-
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis-
sen der Kommune nicht erstellt.

§5

Revisionssichere Protokollierung

(1) Verdnderungen an und Eingriffe in technische Verfahren
miissen revisionssicher protokolliert und nach Mafigabe zuvor
definierter Parameter ausgewertet werden.

(2) In den Protokollen wird

1. der Zeitpunkt des dndernden Zugriffs,

2. der Grund fiir den Zugriff,

3. die veranlassende und ausfiihrende Person,

4. die Art der Anderung,

5. der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person
festgehalten.

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge-
speichert und fiir Kontrollzwecke bereitgehalten.

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfiillung
nicht mehr erforderlich sind, nach spéitestens 6 Monaten ge-
16scht.

§6

Loschung von Daten und Riickgabe von Datentrigern

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hiandigt die Stadt der
Kommune sd@mtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam-
menhang mit dem Auftragsverhéltnis stehen, aus. Die Datentréger
der Stadt werden unwiederbringlich geloscht, Test- und Aus-
schussmaterial wird unverziiglich vernichtet oder der Kommune,
soweit vereinbart, ausgehéndigt. Die Loschung bzw. Vernichtung
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestétigt.

§7

Unterauftragsverhiltnisse

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der
Grundlage einer ausdriicklichen schriftlichen Vereinbarung mit
der Kommune.

Die Stadt stellt fiir diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be-
schiftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal-
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis (§ 5
BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eroffnung
eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines Unterauf-
tragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datengeheimnis.

§8
Datenschutzbeauftragter der Stadt

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG
bestellt.
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Feststellung des Unterbleibens der
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung der
Biogasanlage in 14913 Dahme/Mark OT Wahlsdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 16. Juli 2013

Die Firma Biogas Niederer Fliming GmbH & Co. KG, Petkuser
Strafe 3 a in 14913 Dahme/Mark OT Wahlsdorf beantragt die
Genehmigung nach § 16 Absatz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) zur wesentlichen Anderung der
Biogasanlage mit Verbrennungsmotoranlage (BHKW) in
14913 Dahme/Mark OT Wahlsdorf, Gemarkung Wahlsdorf,
Flur 2, Flurstiick 367. Antragsgegenstand ist die Erhdhung der
Biogasproduktion auf 2,05 Mio. Nm*a durch Erhéhung der
Inputmenge auf 67,6 t/d Giille und Silage sowie die Erh6hung
der Feuerungswirmeleistung der BHKW-Anlage auf 1 351 kW.

Es handelt sich hierbei um Anlagen der Nummern 8.6.3.2 und
1.2.2.2 des Anhangs 1 der Verordnung iiber genehmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um Vorhaben der Num-
mern 8.4.2.1 und 1.2.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber
die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG).

Somit war fiir das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprii-
fung des Einzelfalles nach § 3¢ UVPG durchzufiihren.

Die Vorpriifung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. I
S. 1274)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 2013
(BGBI.IS. 734) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung
einer Biogasanlage in 15320 Neuhardenberg

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 16. Juli 2013

Die Firma Biogas Neuhardenberg GmbH, Karl-Marx-Str. 4 in
15328 Golzow beantragt die Genehmigung nach § 16 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stiick 15320 Neuhardenberg in der Gemarkung Neuhardenberg,
Flur 2, Flurstiick 62, 63 und 102 (Landkreis Méarkisch-Oderland)
eine Biogasanlage wesentlich zu dndern.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2 des
Anhanges der Verordnung iiber genechmigungsbediirftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 8.4.2.1
der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeits-
priifung (UVPG).

Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte zu Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstrager vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0335 560-3182 wiahrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 103, Miillroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) ein-
gesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. I
S. 1274)
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Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBL. I S. 504), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBLI. I S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBI. I S. 734)

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Ost
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben ,,Verbesserung des Abflussprofils
des Neubarnimer Stadtgrabens“
in den Gemeinden Letschin (Ortsteil Neubarnim)
und Neutrebbin (Ortsteil Altlewin)

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 16. Juli 2013

Das Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Referat RO6, Goethestralie 14, 16259 Bad Freienwalde bean-
tragt zur Verbesserung der Abflussverhéltnisse im Neubarnimer
Stadtgraben und den damit verbundenen Arbeiten am Neubarni-
mer Stadtgraben in Letschin, OT Neubarnim und Neutrebbin,
OT Altlewin im Landkreis Mérkisch-Oderland die Planfeststel-
lung/Plangenehmigung nach § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes.
Die Malinahme betrifft die Flure 1 bis 3 der Gemarkung
Altlewin sowie Flur 2 der Gemarkung Neutrebbin.

Im Rahmen des Vorhabens sind zur Verbesserung des Abfluss-
vermogens des Neubarnimer Stadtgrabens folgende Mafinah-
men geplant:

- Herstellung einer Flutmulde im Einmiindungsbereich des
Neubarnimer Stadtgrabens in die Volzine,

- die Verdnderung der Linienfithrung des Grabens auf einer
Lange von 318 m unterhalb der Ortslage Neubarnim mit
Herstellung eines Gewdésserrandstreifens und Schaffung
einer Retentionsfldche sowie

- der Riickbau eines Fu3gidngersteges neben der Fuligénger-
briicke im Bereich der Neubarnimer Dorfstraf3e.

Das Ziel der Baumalinahmen besteht in der Herstellung einer
hydraulisch giinstigeren Linienfithrung des Grabens und der
Wiederherstellung und Erweiterung des fiir den schadlosen
Hochwasserabfluss erforderlichen FlieBquerschnittes des Ge-
wissers an Schwerpunktstellen und in Schwerpunktbereichen.
Durch diese Maflnahmen sollen z. B. bei extremen Nieder-
schlagsereignissen schidliche Auswirkungen durch abzufiihren-
des Oberflichenwasser auf Siedlungsbereiche und landwirt-
schaftliche Nutzflichen verringert und nach Mdglichkeit ver-
hindert werden.

Nach § 3c des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung
war fiir das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorpriifung des
Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabentriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter-
lagen konnen nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 033201 442-551 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Potsdam,
OT GroB3 Glienicke eingesehen werden.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Genehmigung fiir eine wesentliche Anderung einer
Anlage zum Kaschieren und Lackieren von
FuBibodenplatten in 15837 Baruth/Mark

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 16. Juli 2013

Der Firma Classen Industries GmbH, An der Birkenpfuhlheide 6
in 15837 Baruth/Mark wurde die Anderungsgenehmigung nach
§ 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt,
auf dem Grundstiick in der Gemarkung Miickendorf, Flur 7,
Flurstiick 52 eine Anlage zum Kaschieren und Lackieren von
FuBlbodenplatten einschlieBlich der zugehdrigen Trocknungsan-
lagen (Oberflichenbehandlungsanlagen) in wesentlichen Teilen
zu dndern.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Erweiterung der
Oberflachenbehandlungsanlagen durch den Aufbau einer weite-
ren Produktionslinie (LLT 3 und 4) innerhalb der vorhandenen
Produktionshalle. Weiterhin sind die Errichtung einer zweiten
thermischen Nachverbrennung sowie eine geénderte Abgasfiih-
rung vorgesehen.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Genehmigung liegt mit einer Ausfertigung der genehmigten
Antragsunterlagen in der Zeit vom 18.07.2013 bis 01.08.2013
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Von-
Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4.27 und in der Stadt-
verwaltung Baruth/Mark, Biirgerbiiro, Ernst-Thédlmann-Platz 4
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in 15837 Baruth/Mark zur Einsichtnahme wéhrend der Dienst-
stunden aus.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den Ein-
wendern und auch gegeniiber Dritten, die keine Einwendung
erhoben haben, als zugestellt.

Nach der o6ffentlichen Bekanntmachung kénnen der Bescheid
und seine Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Post-
fach 100765, 03007 Cottbus schriftlich angefordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines
Monats nach Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der
Widerspruch ist beim Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz, Regionalabteilung Siid, Von-Schon-Straf3e 7
in 03050 Cottbus schriftlich oder miindlich zur Niederschrift
einzulegen.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBL. I
S. 1274)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BlmSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes- Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), die durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973) gedndert worden ist.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Errichtung und Betrieb von
15 Windkraftanlagen
in 14547 Beelitz, Gemarkung Reesdorf
im Landkreis Potsdam Mittelmark

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 16. Juli 2013

Die Firma juwi Energieprojekte GmbH mit Sitz in 55286 Worr-
stadt, Energie-Allee 1 beantragt eine Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 15 Anlagen
zur Nutzung von Windenergie (Windkraftanlagen) in der
Stadt 14547 Beelitz, Gemarkung Reesdorf, auf folgenden Flur-
stiicken zu errichten und zu betreiben:

in der Flur 2 auf dem Flurstiick 16 (hier 2 WKA)

in der Flur 3 auf den Flurstiicken 25/1, 72, 83 und 84

in der Flur 4 auf den Flurstiicken 2, 14, 242, 246, 259, 263, 274,
278 und 280.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von 15 Windkraftanlagen des Typs Nordex N117 mit
einer Nabenhohe von 141 m, einem Rotordurchmesser von
117 m, somit einer maximalen Gesamthohe von 199,5 m und
3 MW Nennleistung.

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im IV. Quartal 2013 vorge-
sehen.

Es handelt sich dabei um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 V
des Anhanges 1 der Verordnung liber genechmigungsbediirftige
Anlagen (4. BImSchV) und geméf der Nummer 1.6.2 Spalte 2
der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeits-
priifung (UVPG).

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 24.07.2013 bis
einschlieBlich 23.08.2013 ausgelegt

- im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Regionalabteilung West in der Seeburger Chaussee 2
in 14476 Potsdam/OT Grof3 Glienicke, im Haus 3 im Zim-
mer 328,

- inder Verwaltung des Amtes Briick, Ernst-Thilmann-Str. 59
in 14822 Briick im Zimmer 209

- in der Stadtverwaltung Beelitz, Berliner Str. 202 in
14547 Beelitz, im Obergeschoss gegeniiber den Zimmer 209

und kdnnen dort wiahrend der Dienststunden von jedermann ein-
gesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kdnnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 24.07.2013 bis einschlieBlich 06.09.2013
schriftlich bei einer der vorgenannten Stellen erhoben werden.
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen aus-
geschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen.

Erorterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem
Erorterungstermin am 23.10.2013 um 10:00 Uhr, Tiedemann-
saal, Clara-Zetkin-Str. 16 in 14547 Beelitz erortert. Kann die
Erorterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der
Erorterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es
wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht erhobenen Ein-
wendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erortert werden.

Hinweise
Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-

horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
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schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn
diese zur ordnungsgeméaBen Durchfithrung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung tiber die Einwendungen kann durch 6ffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Fiir das Vorhaben wurde gemil § 3¢ des Gesetzes iiber die Um-
weltvertraglichkeitspriifung eine Vorpriifung des Einzelfalls
durchgefiihrt. Es wurde festgestellt, dass keine Verpflichtung
zur Durchfiihrung einer Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVP)
besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstéindig anfechtbar. In die Unter-
lagen sowie in die Begriindung fiir das Entfallen der UVP-
Pflicht kann nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der
Telefonnummer 033201 442-551 wihrend der Dienstzeiten im
Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 311, 14476 Potsdam/OT
Grof} Glienicke eingesehen werden.

Entsprechend dem Antrag nach § 19 Absatz 3 BImSchG von der
Firma juwi Energieprojekte GmbH mit Sitz in 55286 Worrstadt,
Energie-Allee 1 ist iber deren Genehmigungsantrag im voll-
stindigen Verfahren und somit mit den nach § 19 Absatz 2
BImSchG eigentlich nicht erforderlichen Verfahrensschritten zu
entscheiden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und dhn-
liche Vorgiinge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1
S. 1275).

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung {iiber genehmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren -
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai
1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt geéndert durch Artikel 3 der
Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBI. I S. 973)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. 1
S. 95), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
8. April 2013 (BGBI. I S. 734)

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spatestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Gldubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Gléubigers
und den ibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht ginzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstweilige
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der Ver-
steigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 17. September 2013, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Teileigen-
tums-Grundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 11355 eingetragene
Teileigentum, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 1/7 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick, Flur 31,

Flurstiick 378, Gebdude- und Freifliache, Triebeler

Strafe 231, 233,2.921 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an den Rdumen im Erd-
geschoss, mit Lagerhalle und nebst Abstellraum im Neben-
gebdude, alles mit Nr. 1 laut Aufteilungsplan bezeichnet.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Blatt 11355 bis Blatt 11361). Der hier eingetragene Miteigen-
tumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigentumsanteilen
gehorenden Sondereigentumsrechte beschréinkt;
Sondernutzungsrechte bestehen an fiinf Kfz-Stellpldtzen und
dem mit Rohrlager bezeichnetem Flachenabschnitt, alle mit Nr. 1
laut Aufteilungsplan bezeichnet.
Die als Teileigentum gekennzeichnete Sondereigentumseinheit
dient ausschlieBlich Gewerbezwecken. Anderungen der Nut-

zung bediirfen der Zustimmung der Eigentlimergemeinschaft.
Ein Verwalter ist bestellt.

VerduBerungsbeschrinkung: Zustimmung durch Verwalter
Ausnahme: VerduBerung an anderen Wohnungs-/Teileigentiimer,
Ehegatten oder fritheren Ehegatten, an Verwandte und Ver-
schwigerte bis zweiten Grades der Seitenlinie, durch Konkurs-
verwalter, Zwangsvollstreckung, Zwangsversteigerung, bei Ver-
fiigung des Gldubigers nach Zuschlag gemidf3 § 130 ZVG, bei
Erstverduflerung.

Wegen Gegenstand und Inhalts des Sondereigentums wird auf
die Bewilligung vom 18.01.2006/24.02.2006 (UR-NTr. 66/2006,
173/2006, Notar Rother in Forst (Lausitz) Bezug genommen;
iibertragen aus Blatt 5025; eingetragen am 09.03.2006;
versteigert werden.

Laut vorliegendem Gutachten befindet sich die Gewerbeein-
heit/Biiroeinheit mit ca. 104 m* im Erdgeschoss eines tlw. unter-
kellerten, freistehenden Mehrfamilienhauses (Bj. 1950, Moder-
nisierung 1991). Auf dem Grundstiick befinden sich ferner eine
Lagerhalle, ein Rohrlager (Bj. 1993) sowie ein Nebengebdude
(Bj. 1950, Modernisierung 1991).

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.04.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 91.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 39/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 17. September 2013,10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch
von Débern Blatt 1072 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Débern, Flur 2, Flurstiick 507/3, Gebéu-

de- und Freifliche, Brunnenstralie 3 b, Grofe: 1.402 m?
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick mit einem ein-
geschossigen, unterkellerten Einfamilienwohnhaus (Bj. um 1974,
Sanierungsmafinahmen 1993/94, Wohnfldche 118 m?, vermie-
tet) mit Anbau und Wintergarten sowie Garage (Bj. 1974) und
Swimmingpool bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.10.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf 75.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 153/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Mittwoch, 18. September 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus,
Gerichtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, die im Grundbuch
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von Spremberg Blatt 6161 eingetragenen Grundstiicke, Bezeich-

nung geméil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Spremberg, Flur 28, Flurstiick 210/2,
Muskauer Str. 67, GroBie: 460 qm

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Spremberg, Flur 28, Flurstick 211,
Gebidude- und Freiflache, Muskauer Str. 90, Grofe:
24 qm

versteigert werden.

(Laut vorliegendem Gutachten ist das Grundstiick Nr. 1 mit

einem gemischt genutzten Gebédude [3-geschossig, teilunterkel-

lert, Bj. um 1900; Modernisierung ca. 1996 bis 2000; EG Gewer-

beeinheit Dampfbickerei incl. Verkaufsraum; 1. und 2. OG

Wohnungen] und 3 Nebengebduden [Backhaus, Lagergebédude]

bebaut. Das Grundstiick Nr. 2 ist durch das Grundstiick Nr. 1

iiberbaut.)

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

25.08.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Grundstiick 1fd. Nr. 1: 137.000,00 EUR

Grundstiick 1fd. Nr. 2: 600,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 59 K 55/11

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 3. September 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Alt Golm
Blatt 695 eingetragenen Grundstiicksanteile, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Alt Golm, Flur 1, Flurstiick 544, Gebdu-
de- und Gebdudefreifliche, Wohnen, Dorfstr. 22 d,
Grofe: 610 m?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
26.11.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 113.200,00 EUR insgesamt (darin Zubehor mit 1.200,00 EUR
insgesamt).

Nutzung: Doppelhaushélfte
Postanschrift: Dorfstr. 22 d, 15848 Rietz-Neuendorf OT Alt Golm
AZ:3K 146/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 18. September 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Fiirstenwalde Blatt 11347 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 131, Flurstiick 66/2, Gebaude- und Freiflache,

SchloBstr. 13, Grofe: 2.304 qm
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
17.04.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméal3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 89.000,00 EUR.

Postanschrift: Schlossstrafie 13, 15517 Fiirstenwalde/Spree
Bebauung: Ehemaliges Jagdschloss, Anbau und Nebengebdude
Die Gebdude bilden ein eingetragenes Denkmal.

AZ:3K 52/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufhebung
der Gemeinschaft soll am

Mittwoch, 18. September 2013, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von
Frankfurt (Oder) Blatt 10246 auf die Namen:
» [
g——— ¢
- zuje 1/4 Anteil -
)
- zu 1/2 Anteil -
eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemaf} Bestandsverzeich-

nis:

Ifd. Nr. 1, 40/10.000stel Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick Flur 46, Flurstiick 56, Gebdude- und Freifla-
che, Gubener Str. 35 bund 35 ¢, Grée in qm: 1.219,

verbunden mit dem Teileigentum an den zwei Kipparker Kfz-

Einstellpldtzen im Kellergeschoss des Vorderhauses Nr. 17/18

des Aufteilungsplanes.

Der Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen-

tumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrinkt.

Sondernutzungsrecht am oberirdischen Kfz-Stellplatz des Auf-

teilungsplanes.

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

02.11.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 6.000,00 EUR.

Postanschrift: Gubener Str. 35 bund 35 ¢, 15230 Frankfurt (Oder)
AZ:3K 131/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Mittwoch, 18. September 2013, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,

15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von

Fiirstenwalde Blatt 3270 eingetragene Grundstiick, Bezeich-

nung gemil Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 107, Flurstiick 45, Gebédude- und Freifldche,
Wohnen, Landwirtschaftsfliche, Gartenland, Eisen-
bahnstr. 127, GroBe: 709 gm

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

29.12.2011 eingetragen worden.
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Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 845.000,00 EUR.

Postanschrift: Eisenbahnstraf3e 127/Mittelstra3e 2, 15517 Fiirs-

tenwalde/Spree

Bebauung: Wohn- und Gewerbegrundstiick

a) Eisenbahnstrale 127: Unterkellertes dreigeschossiges
Wohn- und Geschéftshaus mit ausgebautem Dachgeschoss
und zweigeschossigem Anbau;

b) MittelstraB3e 2: Nichtunterkellertes zweigeschossiges Wohn-
und Geschéftshaus mit ausgebautem Dachgeschoss.

AZ:3K 171/11

Amtsgericht Liibben (Spreewald)

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Montag, 16. September 2013, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben (Spreewald),
Gerichtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal I, das in Biebersdorf lie-
gende, im Grundbuch von Biebersdorf Blatt 436 eingetragene,
nachstehend beschriebene Grundstiick
Bestandsverzeichnis Nr. 4
Gemarkung Biebersdorf, Flur 1, Flurstiick 38/1, Gebdude- und
Freiflache, An der Krugauer StraBe 6, grofl 533 m?
versteigert werden.
Bebauung: Das Grundstiick ist bebaut mit einem voll unterkel-
lerten Einfamilienhaus - DDR-Typen-EFH 83 G in Holztafel-
bauweise mit teilweise ausgebautem Dachgeschoss, Satteldach,
Baujahr ca. 1982 und Nebengebduden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
30.08.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 62.800,00 EUR.
AZ: 52K 26/12

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung zur Aufhebung der Gemeinschaft
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 12. September 2013, 15:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Markendorf Blatt 107 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Markendorf, Flur 2, Flurstiick 24, Sied-
lung Nr. 9, GréBle 2.228 m?
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Markendorf, Flur 2, Flurstiick 77, Gro-
Be 981 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 51.400,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
26.09.2011 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in Jiiterbog, OT Markendorf,
Siedlung Nr. 17. Es ist bebaut mit einer Wohnbaracke, bestehend
aus drei Wohneinheiten und zwei Nebengebduden (inkl. Gara-
gen). Die ndhere Beschreibung kann bei dem im Amtsgericht
Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den
Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 219/11

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 19. September 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Luckenwalde Blatt 998 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Luckenwalde, Flur 4, Flurstiick 187,
Gebédude- und Freifliche, Gewerbe und Industrie
Heidestr. 4, Grofe 381 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 66.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
17.04.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14943 Luckenwalde, Heide-
straf3e 4. Es ist bebaut mit Mehrfamilienwohnhaus mit separater
Gewerbeeinheit. Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amts-
gericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu
den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 72/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 19. September 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Luckenwalde Blatt 3854 cingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 23, Gemarkung Luckenwalde, Flur 21, Flurstiick 115,
Gebdude- und Freifliche, Rudolf-Breitscheid-
Str. 106, Grofe 179 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 56.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
14.05.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 14943 Luckenwalde, Rudolf-
Breitscheid-Stralle 106. Es ist bebaut mit einem Einfamilien-
reihenmittelhaus. Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amts-
gericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu
den Sprechzeiten entnommen werden.

AZ: 17K 96/12
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Freitag, 20. September 2013, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von
Blankenfelde Blatt 5602 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Blankenfelde, Flur 2, Flurstiick 1768,
Gebdude- und Freifldche, Erlenweg 3, Grof3e 734 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 162.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
03.08.2012 eingetragen worden.

Das Grundstiick befindet sich in 15827 Blankenfelde, Erlenweg 3.
Es ist bebaut mit einem Einfamilien-Wohnhaus, Baujahr ca. 2009,
nicht unterkellert, Wfl. ca. 149,11 m? und einem Holzschuppen,
Baujahr ca. 2009, Nutzfldche ca. 13,47 m”.

Lt. Gutachten weist das Haus Bauschédden infolge Frosteinwir-
kung im Winter 2011 auf.

Die ndhere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech-
zeiten entnommen werden.

AZ: 17K 155/12

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 3. September 2013, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-

dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von

Nauen Blatt 4351 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung

gemdl Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Flur 39, Flurstiick 140, Gebdude- und Freifldche,
Landwirtschaftsfliche Niebeder Weg 28, 6.542 m*
grof

versteigert werden.

Das Grundstiick ist bebaut mit einem Einfamilienwohnhaus mit

Stallanbau, Baujahr ca. 1947, Nebengebiaude mit Garage und

Kleintierstéllen sowie Lagerrdumen. Das Wohnhaus besteht aus

Erdgeschoss mit drei Zimmern, Kiiche, Flur und Bad und Dach-

geschoss mit einem Zimmer und unausgebautem Dachraum.

Die Wohnfldche betrdgt ca. 100 m’. Beschreibung gemifl Gut-

achten - ohne Gewihr.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am

04.06.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 72.000 EUR.
AZ:2K 171/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 5. September 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-

dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Caputh Blatt 3044 eingetragene Grundstiickseigentum,
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 5, Flur 4, Flurstiick 53/2, Gebdude- und Freiflache,
Potsdamer Straf3e, 447 m* grof3
Ifd. Nr. 6, Flur 4, Flurstiick 53/4, Gebdude- und Freifldche,
Potsdamer Strafe 24, 642 m* grof3
Ifd. Nr. 7, Flur 4, Flurstiick 53/3, Gebédude- und Freifldche,
Potsdamer Strafe 24, 849 m’ grof3
versteigert werden.
Es handelt sich bei der Ifd. Nr. 5 um ein mit einem Bootshaus un-
bekannten Baujahres bebautes Grundstiick. 2008 erfolgte der
Umbau zu Wohnzwecken und die Erweiterung durch einen An-
bau. Die Wohnflache betrdgt ca. 61 m?. Das Grundstiick mit der
1fd. Nr. 6 ist bebaut mit einem Wohnhaus (Villa) mit Einlieger-
wohnung, Baujahr ca. 1931. 2005 erfolgte der Anbau von Trep-
pe mit Terrasse/Veranda, 2008 erfolgte Renovierung/
Modernisierung. Die Wohnflache betrigt ca. 226 m”. Die Nutz-
flache (voll unterkellert) betrdgt ca. 131 m”. Bei der 1fd. Nr. 7
handelt es sich um ein Grundstiick, welches mit zwei miteinan-
der verbundenen achteckigen Pavillons, Baujahr ca. 2007,
bebaut ist. Die Nutzfldche betrdgt ca. 158 m’. Die drei Grund-
stiicke liegen hintereinander, von der Straf3e aus gesehen, begin-
nend mit dem Wohnhaus, dann die Pavillons und zuletzt am
Wasser das Bootshaus. Wegerechte sind fiir die zwei hinteren
Grundstiicke an den jeweils vorderen im Grundbuch eingetra-
gen. Beschreibung gemaf Gutachten - ohne Gewihr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
02.08.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 650.000 EUR.
hiervon entfallen auf:

5 53/2  Potsdamer Strafie (Bootshaus) 447 m* 120.000 EUR
6 53/4  Potsdamer Straflie 24 (Wohnhaus) 642 m*> 355.000 EUR
7 53/3  Potsdamer Strale 24 (Pavillons) 849 m* 175.000 EUR.
AZ:2K230/12

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 17. September 2013,10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), die im Grundbuch von
Niemegk Blatt 823 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 10, Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 205, Witten-
berger Stralle 47, 117 m’ grof3
Ifd. Nr. 11, Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 206, Witten-
berger Stralle 47, 294 m* grof3
1fd. Nr. 12, Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 207, 21 m?
grof}
Ifd. Nr. 13, Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstiick 208, 15 m?
grof
versteigert werden.
Es handelt sich um ein Einfamilienwohnhaus, Baujahr ca. 1974
mit einer Wohnfléche von ca. 177 m’. Das Eckhaus besteht aus
einem Erdgeschoss und einem Dachgeschoss sowie 2 Garagen
als Anbau. Die Beschreibung und Bewertung erfolgte ohne
Innenbesichtigung. Beschreibung gemifl Gutachten - ohne
Gewihr.
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Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
05.03.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 67.000 EUR.

Im Termin am 14.05.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
5/10 des Verkehrswertes nicht erreicht hat.

AZ:2K376/11

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen 5/10 und 7/10
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Dienstag, 17. September 2013,12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts, Hegelallee 8, 14467 Pots-
dam, Saal 304.1 (im 2. Obergeschoss), das im Grundbuch von
Falkensee Blatt 19428 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 14, Flurstiick 173, Gebaude- und Freifldche,

Am Tiefen Grund 9, 668 m* grof3

versteigert werden.
Es handelt sich um ein Einfamilienwohnhaus mit Einliegerwoh-
nung, Baujahr 2003. Das Haus besteht aus Erd- und Dach-
geschoss und ist nicht unterkellert. Die Wohnflache betrégt ca.
194 m’, davon entfallen ca. 41 m? auf die Einliegerwohnung. Die
Einliegerwohnung besteht aus 2 Zimmern, davon eines mit
Kiichenzeile, Bad, Diele und Terrasse. Das iibrige Haus besteht
aus Hauswirtschaftsraum, Gaste-WC, Diele, Zimmer mit Kiiche
im Erdgeschoss; 3 Zimmer, Bad und Flur im Obergeschoss.
Doppelgarage auf dem Grundstiick vorhanden. Beschreibung
gemil} Gutachten - ohne Gewihr.
Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
19.06.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert ist festgesetzt worden auf 210.000 EUR.
(Hierin sind 500,00 EUR fiir die mit zu versteigernde Kiiche der
Hauptwohnung enthalten.)

Im Termin am 14.05.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapitalwertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rechte
7/10 des Verkehrswertes nicht erreicht hat.

AZ:2K 169/12

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 12. September 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Wohnungsgrundbuch von Lindenberg Blatt 2458
eingetragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemal} Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 326,11/1000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Gemarkung Lindenberg, Flur 3, Flurstiick 682, Gebéu-
de- und Freifliche, Wohnen, Birkholzer Allee 11,
Grofe: 590 m?

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach-
geschoss rechts Nr. 7 des Aufteilungsplanes.

laut Gutachten: Vier- Zimmer-Dachgeschoss-Wohnung in einem
Neubau mit 4 Eigentumswohnungen, Baujahr Mitte der 1990er
Jahre, 82,12 m?,

Lage: Birkolzer Allee 11, 16356 Ahrensfelde OT Lindenberg
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.09.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 61.000,00 EUR.
AZ:3K405/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Dienstag, 17. September 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos-
terstr. 13, 15344 Strausberg die im Grundbuch von Zepernick
Blatt 9230 eingetragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Zepernick, Flur 3, Flurstiick 2374, Gebau-
de- und Freifldche, Buchenallee 12, Grofie 1.521 m?
1fd. Nr. 2, Gemarkung Zepernick, Flur 3, Flurstiick 2375, Er-
holungsflache, Landwirtschaftsfliche, Waldfldche,
Buchenallee, Grofie 9.006 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist

bzgl. Flurstiick 2374 auf: 44.000,00 EUR
bzgl. Flurstiick 2375 auf: 12.000,00 EUR
festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
25.04.2012 eingetragen worden.

Laut Gutachten:

Ifd. Nr. 1 - bebaut mit Wohnhaus, genehmigt 1920 nach Sonder-
vorschriften fiir Kleinhduser, iiberwiegend unterkellert, EG
massiv, DG Leichtbau, seit vielen Jahren leerstehend, schlechter
Zustand, erheblicher Reparatur- und Instandsetzungsbedarf
Auflenbereich gemdl § 35 BauGB

Ifd. Nr. 2 - u. a. Fldche der Land- bzw. Forstwirtschaft, teilweise
verpachtet

AuBlenbereich gemél § 35 BauGB

Lage: 16341 Panketal, Buchenallee 12

AZ:3K222/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 17. September 2013, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos-
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Schénow
Blatt 1102 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemaif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schonow, Flur 3, Flurstiick 231, Gebéu-
de- und Freifliche, Wohnen, Fischerstr. 26, Grofie
983 m?
versteigert werden.
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Der Verkehrswert ist auf 42.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
23.08.2012 eingetragen worden.

Laut Gutachten: bebaut mit Einfamilienhaus (Schlichthaus), Bj.
unbekannt, grob tiberschligig geschitzt um 1930, Wohnfldche
ca. 89 m’, instandsetzungsbediirftiger Zustand

Achtung: Begutachtung erfolgte durch Inaugenscheinnahme
von der Grundstiicksgrenze aus sowie nach Aktenlage!

Lage: 16321 Bernau OT Schonow, Fischerstr. 26
AZ:3K372/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 18. September 2013, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude, Klosterstrae 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, die im Grundbuch von Gartz Blatt 889 eingetragenen
Grundstiicke, Bezeichnung geméal Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Gartz, Flur 14, Flurstiick 31, Gebdude-
und Gebdudenebenflichen, Rudolf-Breitscheid-
Strafle, Grofle: 6.278 m?
1fd. Nr. 2, Gemarkung Gartz, Flur 14, Flurstiick 33/1, Gebdu-
de- und Freifldche, Kastanienallee, Grofle: 129 m?
laut Gutachten:
Flurstiick 31: bebaut mit Mehrzweckgebaude/Verbrauchermarkt
(2 Laden, 1 Supermarkt (ehem. Netto), 1 kl. Bankfiliale, 1 Imbiss),
Bj. Anfang 2000, ca. 1.327 m’ Nutzflache, ca. 60 Parkplitze,
1 Ladeneinheit und Bankfiliale vermietet
Flurstiick 33/1: unbebautes Grundstiick, nicht selbstindig
bebaubar, Arrondierungsfliache
Lage: Kastanienallee 48, 16307 Gartz
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
12.09.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
festgesetzt:

Flurstiick 31:  300.000,00 EUR

Flurstiick 33/1:  1.800,00 EUR.

AZ:3K 309/11

Zwangsversteigerung
Zur Authebung der Gemeinschaft soll am
Mittwoch, 18. September 2013, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstra3e 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Finowfurt Blatt 2401 eingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Finowfurt, Flur 8, Flurstiick 98, Gebau-

de-und Freiflache, Zum Krugacker 21, GroBe: 900 m?
laut Gutachten: Grundstiick bebaut mit Wohnhaus, Anbau u.
Schuppen, Bj. vorderer Teil (Baracke) ca. 1970, massiver Anbau
ca. 2000, nicht unterkellert, massive Feuchtigkeitsschiden, gut-
achterlicherseits unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten als
Abriss eingeschétzt
Lage: Zum Krugacker 21, 16244 Finowfurt
versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
10.10.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 12.200,00 EUR.
AZ:3K209/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 18. September 2013, 10:30 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstra3e 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 1, die im Grundbuch von Petershagen Blatt 3163 eingetra-

genen Grundstiicke, Bezeichnung gemal} Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Petershagen, Flur 5, Flurstiick 15/3, Wald-
flache, GroBe 19.730 m?

Ifd. Nr. 4, Gemarkung Petershagen, Flur 5, Flurstiick 56, Wald-
fliche, Der Riidersdorfer Forst, Grofe 1.743 m?
Gemarkung Petershagen, Flur 5, Flurstiick 57, Wald-
flache, Der Siile Grund, Grofle 18.081 m?

Waldflache Gemarkung Petershagen

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

14.11.2012 und 26.11.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Ifd. Nr. 3, Flur 5, Flurstiick 15/3 =8.878,50 EUR
Ifd. Nr. 4, Flur 5, Flurstiick 56 und Flurstiick 57 = 8.920,80 EUR.
AZ:3K460/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 18. September 2013, 12:00 Uhr

im Gerichtsgebdude, Klosterstra3e 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 1, das im Wohnungsgrundbuch von Bernau Blatt 6307 ein-
getragene Wohnungseigentum, Bezeichnung geméall Bestands-
verzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 53/1.000 Miteigentumsanteil an Gemarkung Bernau

Flur 42, Flurstiick 90/5, Gebdude- und Freiflache,

Am Mahlbusen 7, Grofie 1.836 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Haus C
im 3. Obergeschoss nebst Kellerraum, im Aufteilungsplan
jeweils mit Nr. 20 bezeichnet. Fiir den Miteigentumsanteil besteht
ein Sondernutzungsrecht an dem Tiefgaragenstellplatz im Auf-
teilungsplan mit Nr. 20 bezeichnet.
laut Gutachten: 2-Zimmer-Maisonette-Wohnung im 4. OG/DG,
Bauj. ca. 1994, Wohnfldche 76,30 m?, vermietet
Lage: Am Mahlbusen 7, 16321 Bernau
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
11.02.2013 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemal § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 76.000,00 EUR.
AZ:3K20/13
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Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 19. September 2013, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebaude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Grundbuch von Finowfurt Blatt 709 eingetrage-
ne Grundstiick, Bezeichnung geméill Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Finowfurt, Flur 5, Flurstiick 280, Gar-

tenland, Gebédude- und Freifliche Marienwerder

Strafle 73, Grofle: 1.988 m?
laut Gutachten: Grundstiick, bebaut mit einem ehemals als Sied-
lungshaus errichteten Einfamilienhaus, geschitztes Baujahr:
nach 1950, nicht unterkellert, teilweise nicht zeitgeméBer DG-
Ausbau, Wohnfliche ca. 156 m?, Sanierung erforderlich Neben-
gebdude (Grenzbebauung).
Die Begutachtung erfolgte allein auf Informationen der Verfah-
rensbeteiligten sowie der Augenscheinnahme zum Ortstermin.
Bauunterlagen konnten von den Beteiligten nicht vorgelegt wer-
den.
Lage: Marienwerderstrafie 73, 16244 Schorfheide OT Finowfurt
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.08.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemélB § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 56.000,00 EUR.
AZ:3K365/12

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 19. September 2013,11:00 Uhr

im Gerichtsgebiude, Klosterstrafle 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 2, das im Grundbuch von Schonwalde Blatt 1559 einge-

tragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Schonwalde, Flur 12, Flurstiick 544,
Gebdude- und Freifliche, Verkehrsfldache,
Eichengrund 33, Grofe 270 m?

Ifd. Nr. 2 zu 1, Grunddienstbarkeit (Wegerecht) an dem Grund-
stiick Schonwalde, Flur 12, Flurstiick 545 ein-
getragen im Grundbuch von Schonwalde
Blatt 1527 Abt. IT 1fd. Nr. 16

laut Gutachten: Grundstiick, bebaut mit einem voll unterkeller-

ten, 2- gesch. Einfamilienhaus (Reithenmittelhaus - Hinterlieger-

grundstiick in 2. Reihe) mit einem Vollgeschoss und voll ausge-

bautem Dachgeschoss, Baujahr 1998, Massivbauweise, ca. 93 m’,

instandsetzungsbediirftig, vermietet

Lage: Eichengrund 33, 16348 Wandlitz OT Schénwalde

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

28.02.2012 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil3 § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 91.000,00 EUR.
AZ:3K 66/12

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank
BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich
gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts
wird hiervon nicht beriihrt.
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* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts 
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg

Gemeinsamer Tarif der im Verkehrsverbund
Berlin-Brandenburg zusammenwirkenden
Verkehrsunternehmen (VBB-Tarif)

Giiltig ab dem 1. August 2013
Teil A
Beforderungsbedingungen

§1
Geltungsbereich

(1) Die Beforderungsbedingungen gelten fiir die Beférderung im
Eisenbahn-Regional-, S-Bahn-, U-Bahn-, Straenbahn- und
Obusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen und
auf Fahren. Die Verkehrsmittel dienen der Personenbeforderung.

(2) Der Abschluss des Beforderungsvertrages erfolgt mit dem
Verkehrsunternehmen, dessen Verkehrsmittel der Kunde betritt.
Soweit das Verkehrsmittel im Auftragsverkehr fahrt, ist der Auf-
traggeber Vertragspartner.

§2
Anspruch auf Beforderung

(1) Anspruch auf Beforderung besteht, soweit nach den Vor-
schriften des flir den jeweiligen Verkehr geltenden Gesetzes
(Personenbeforderungsgesetz [PBefG] und Allgemeines Eisen-
bahngesetz [AEG]) und den aufgrund dieser Gesetze erlassenen
Rechtsvorschriften (Verordnung iiber die Allgemeinen Beforde-
rungsbedingungen fiir den Stralenbahn- und Obusverkehr so-
wie den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen [VO-ABB] oder die
Eisenbahn-Verkehrsordnung [EVO]) eine Beforderungspflicht
gegeben ist.

(2) Sachen werden nur nach Maligabe des § 11 und Tiere nur
nach Maligabe des § 12 befordert.

§3

Von der Beforderung ausgeschlossene Personen

(1) Personen, die eine Gefahr fiir die Sicherheit oder Ordnung
des Betriebes oder fiir die Fahrgéste darstellen, sind von der
Beforderung ausgeschlossen. Soweit diese Voraussetzungen
vorliegen, sind insbesondere ausgeschlossen

1. Personen, die unter Einfluss alkoholischer Getridnke oder an-
derer berauschender Mittel stehen,

2. Personen mit ansteckenden Krankheiten gemal Infektions-
schutzgesetz,

3. Personen mit Waffen, die unter das Waffengesetz fallen, es
sei denn, dass sie zum Fiithren von Waffen berechtigt sind,

4. Personen, die Gewaltbereitschaft zeigen beziehungsweise
Gewalt ausiiben,

5. verschmutze und/oder tibel riechende Personen.

(2) Kinder bis zum vollendeten 4. Lebensjahr werden nur in Be-
gleitung einer Aufsichtsperson befordert. Kinder vor Vollendung
des 6. Lebensjahres konnen von der Beforderung ausgeschlos-
sen werden, sofern sie nicht auf der ganzen Fahrstrecke von Per-
sonen begleitet werden, die mindestens das 6. Lebensjahr voll-
endet haben; die Vorschriften des Absatzes 1 bleiben unberiihrt.

(3) Uber den Ausschluss von Personen entscheidet das Betriebs-
personal. Betriebspersonal im Sinne dieser Beforderungsbedin-
gungen sind alle von dem Verkehrsunternehmen zur Erfiillung
seiner Aufgaben beauftragten Personen. Das Betriebspersonal
iibt das Hausrecht fiir das Verkehrsunternehmen aus.

(4) Auf Aufforderung des Betriebspersonals sind nicht nur das
Verkehrsmittel sondern auch die Betriebsanlagen zu verlassen.
Der rechtméBige Ausschluss von der Fahrt beziehungsweise der
rechtmiflige Verweis einer Person aus dem Verkehrsmittel bezie-
hungsweise von der Betriebsanlage begriindet keinen Anspruch
auf Schadenersatz.

§4
Verhalten der Fahrgiiste

(1) Fahrgéste haben sich bei Benutzung der Betriebsanlagen und
Verkehrsmittel so zu verhalten, wie es die Sicherheit und Ord-
nung des Betriebes, ihre eigene Sicherheit und die Riicksicht auf
andere Personen gebieten. Anweisungen des Betriebspersonals
ist zu folgen.

Neben den Beforderungsbedingungen des VBB-Tarifs gelten fiir
das Verhalten in Bahnanlagen und Verkehrsmitteln die jewei-
ligen Benutzungs- und Hausordnungen der einzelnen Verkehrs-
unternehmen.

(2) Fahrgdsten ist insbesondere untersagt:

1. sich mit dem Fahrzeugfiihrer wihrend der Fahrt zu unterhal-
ten,

2. die Tiiren eigenmdchtig zu 6ffnen oder den automatischen
SchlieBvorgang der Tiiren durch Offenhalten zu verzégern
beziehungsweise zu verhindern,

3. Gegenstinde aus den Verkehrsmitteln zu werfen oder hin-
ausragen zu lassen,

4. wihrend der Fahrt auf- oder abzuspringen bezichungsweise
an Schienenfahrzeugen zu surfen,
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5. ein als besetzt bezeichnetes Fahrzeug zu betreten,

6. die Benutzbarkeit der Betriebseinrichtungen, der Durchgén-
ge und der Ein- und Ausginge durch zum Beispiel sperrige
Gegenstinde zu beeintrachtigen,

7. im Bahnhofs- beziehungsweise Haltestellenbereich, auf Bahn-
héfen oder in Verkehrsmitteln Sportgeréte zur Fortbewegung
zu benutzen (zum Beispiel Fahrrdder, Inline Skates, City-
Roller, Skateboards),

8. Sicherheitseinrichtungen (zum Beispiel Notbremse, Not-
héhne, Signalanlagen) und Notrufeinrichtungen missbréuch-
lich zu benutzen sowie nicht fiir den Fahrgast zur Benutzung
dienende Betriebseinrichtungen zu 6ffnen und zu betdtigen,

9. in Verkehrsmitteln, auf Bahnsteiganlagen sowie im gesam-
ten Bahnhofsbereich zu rauchen; ausgenommen sind nur ge-
kennzeichnete Raucherbereiche,

10. Tonwiedergabegerite, Tonrundfunkempfinger oder Musik-
instrumente zu benutzen (aufler bei Vorliegen einer schrift-
lichen Erlaubnis des jeweiligen Verkehrsunternehmens) oder
Tonwiedergabegerite mit Kopfhérern zu benutzen, wenn
durch die Lautstirke andere Fahrgiste beldstigt werden,

11. die Verkehrsmittel mit offenen Speisen (Speiseeis oder Ahn-
liches) und offenen Getrénken zu betreten beziehungsweise.
diese wihrend der Fahrt zu konsumieren,

12. Verkehrsmittel zu beschddigen, zu verunreinigen oder zu
beschmieren,

13. in den Verkehrsmitteln oder innerhalb des Bahngebietes
Handel zu treiben (aufer in den dafiir vorgesehenen Ver-
kaufsstdnden), Druckschriften zu verteilen, zu betteln, zu
sammeln, zu werben oder mit dem Ziel des Gelderwerbs
Schau- oder Darstellungen zu tétigen,

14. zum Fotografieren und Filmen im Bahngebiet zusitzliche
kiinstliche Lichtquellen zu benutzen,

15. Mobiltelefone zu benutzen, sofern in den Verkehrsmitteln
entsprechende Hinweise angebracht sind,

16. Verkehrsmittel oder Betriebsanlagen zu betreten, die nicht
zur Benutzung freigegeben sind.

(3) Die Fahrgiste diirfen die Verkehrsmittel nur an den Halte-
stellen betreten und verlassen. Ausnahmen bediirfen der Zu-
stimmung des Betriebspersonals. Soweit besonders gekenn-
zeichnete Eingénge oder Ausgédnge vorhanden sind, sind diese
beim Betreten oder Verlassen der Fahrzeuge zu benutzen. Es ist
zligig ein- oder auszusteigen sowie in das Wageninnere aufzu-
riicken. Wird die bevorstehende Abfahrt angekiindigt oder
schlieft sich eine Tiir, darf das Verkehrsmittel nicht mehr betre-
ten oder verlassen werden. Jeder Fahrgast ist verpflichtet, sich
im Verkehrsmittel stets festen Halt zu verschaffen.

(4) Fahrgéste, insbesondere Kinder, haben einen Sicherheitsab-
stand zur Bahnsteigkante beziehungsweise zur Fahrbahn einzu-

halten. Die Beaufsichtigung von Kindern obliegt den Begleitern.
Sie haben insbesondere dafiir zu sorgen, dass Kinder nicht auf
den Sitzpldtzen knien oder stehen. Ferner sind nach Maflgabe
der stralenverkehrsrechtlichen Vorschriften Sicherheitsgurte
beziehungsweise die Riickhalteinrichtung zu benutzen.

(5) Verletzt ein Fahrgast trotz Ermahnung die ihm obliegenden
Pflichten nach den Absitzen 1 bis 4, kann er von der Beforde-
rung ausgeschlossen werden; in schwerwiegenden Féllen ist
eine vorherige Ermahnung nicht erforderlich.

(6) Bei Verunreinigungen von Fahrzeugen, Betriebsanlagen
oder Betriebseinrichtungen geringen Ausmafes werden

- Reinigungskosten in Héhe von 20,00 EUR berechnet.

Bei Sachbeschddigungen von Fahrzeugen, Betriebsanlagen oder
Betriebseinrichtungen geringen Ausmafes werden folgende
Betrige in Rechnung gestellt:

- beiunbefugten Bemalungen (zum Beispiel Graffiti) 50,00 EUR,

- bei Beschddigungen von Oberfléchen (zum Beispiel Scrat-
ching) 125,00 EUR und

- bei Diebstahl von Ausriistungsgegenstinden (zum Beispiel
Feuerloscher) 50,00 EUR.

Diese Kosten werden durch das Betriebspersonal von demjenigen
erhoben, der als Verursacher festgestellt wurde oder dessen Urhe-
berschaft auf Grund anderer Umsténde (zum Beispiel Zeugen-
aussagen) feststeht. Bei Einzug durch die Verwaltung des Ver-
kehrsunternehmens werden zudem Verwaltungskosten in Rech-
nung gestellt.

Bei Verschmutzungen oder Beschddigungen der Objekte grofe-
ren Ausmalfles und Folgen von Betriebsstorungen (auch aus der
Mitnahme von Sachen oder Tieren) werden dem Verursacher
Kosten in Hohe des Aufwandes der Beseitigung bezichungs-
weise Wiederherstellung berechnet. Diese Kosten werden von
der Verwaltung des Verkehrsunternehmens eingezogen. Sollte
eine Auswechslung eines Wagens beziehungsweise eines Zuges
erforderlich sein, werden die Kosten fiir die Auswechslung bezie-
hungsweise Wiederherstellung und Verwaltungskosten in Rech-
nung gestellt.

(7) Beschwerden sind - auBer in Fillen des § 6 Absatz 6 und § 7
Absatz 3 - nicht an das Fahr- sondern an das Aufsichtspersonal
zu richten. Soweit die Beschwerden nicht durch das Aufsichts-
personal erledigt werden konnen beziehungsweise kein Auf-
sichtspersonal vor Ort ist, sind sie unter Angabe von Datum,
Uhrzeit, Wagen- und Linienbezeichnung sowie mdglichst unter
Beifiigung des Fahrausweises an die Verwaltung des Verkehrs-
unternehmens zu richten.

(8) Der Fahrgast darf die Notbremse oder die Tiirnotentriege-
lung nur bei Gefahr fiir seine Sicherheit, die Sicherheit anderer
Fahrgiste, anderer Personen oder des Zuges betétigen.

Wer missbrauchlich die Notbremse oder andere Sicherungsein-
richtungen betdtigt, hat - unbeschadet einer Verfolgung im Straf-
oder Bufigeldverfahren und weitergehender zivilrechtlicher
Anspriiche - einen Betrag von 15,00 EUR zu zahlen. Dasselbe
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gilt, wenn gegen die Untersagung nach Absatz 2 Nummer 3 oder
Nummer 9 verstoflen wird.

Im Eisenbahnverkehr betrdgt bei missbrauchlicher Betétigung der
Notbremse der zu zahlende Betrag 200,00 EUR. Gleiches gilt fiir
die missbrauchliche Auslésung eines Rauchmelders im Zug (ins-
besondere durch unerlaubtes Rauchen auf der Toilette), wenn es
hierdurch zu einer Notbremsung oder einem auBerplanméafBigen
Halt des Zuges kommt. Dem Reisenden bleibt der Nachweis vor-
behalten, dass kein oder ein geringerer Schaden entstanden ist.

(9) Sind bei Tétlichkeiten, Beleidigungen, Hausfriedensbruch,
Beschéddigung in Verkehrsmitteln und deren Einrichtungen, bei
Schéden, die durch die Beforderung von Sachen oder Tieren ver-
ursacht werden, bei der Einziehung von Fahrausweisen sowie bei
der Ablehnung der Zahlung des erhohten Beforderungsentgeltes
die Personalien eines Fahrgastes nicht eindeutig feststellbar,
kann er zu diesem Zweck gemdfB § 229 BGB beziechungsweise
§ 127 Absatz 1 und 3 StPO im Fahrzeug beziehungsweise auf
dem Bahnsteig festgehalten oder veranlasst werden, mit dem
Betriebspersonal die néchste Polizeidienststelle aufzusuchen.

(10) Im Linienverkehr mit Omnibussen kdnnen entlang der
Linienfithrung (im Stadtverkehr auf den im Fahrplan gekenn-
zeichneten Abschnitten) im Land Brandenburg ab 19:00 Uhr
und in Berlin ab 20:00 Uhr jeweils bis Betriebsschluss Fahrgéste
aullerhalb von Bus-Haltestellen aussteigen. Abweichungen wer-
den ortlich bekannt gemacht.

Ausgenommen ist der Teilbereich A des Tarifbereichs Berlin
sowie ein Aussteigehalt bei einer Entfernung von weniger als
100 m bis zur ndchsten Haltestelle.

Der Halte- und Aussteigewunsch ist dem Fahrer direkt und spa-
testens an der letzten, dem Wunschhalt davor liegenden Halte-
stelle mitzuteilen. Fiir die Uberschaubarkeit der Aussteigesitua-
tion seitens des Fahrers sind derartige Ausstiege nur an der vor-
deren Tiir moglich.

Ein Ausstieg ist nicht zuldssig,

- wenn gemdf § 12 Absatz 1 StVO Halteverbot besteht,

- wenn in zweiter Reihe gehalten werden miisste,

- auf Vorfahrtsstralen auflerhalb geschlossener Ortschaften,

- bei Schnee- und Eisglitte sowie

- an Baustellen bezichungsweise anderen gefdhrlichen oder
uniibersichtlichen Stellen.

Die Entscheidung obliegt in jedem Fall dem Betriebspersonal.

(11) An Bedarfshaltestellen ist der Ein- oder Aussteigewunsch
durch das Betdtigen der Haltewunschtaste im Fahrzeug oder an
der Bedarfshaltestelle anzumelden.

§5

Zuweisen von Wagen und Plitzen

(1) Das Betriebspersonal kann Fahrgéste auf bestimmte Wagen
verweisen, wenn dies aus betrieblichen Griinden oder zur Erfiil-
lung der Beforderungspflicht notwendig ist.

(2) Das Betriebspersonal ist berechtigt, Fahrgésten Pldtze zuzu-
weisen; Anspruch auf einen Sitzplatz besteht nicht. Sitzplitze
sind fiir schwerbehinderte Menschen, in der Gehfdhigkeit be-
eintrachtigte, dltere oder gebrechliche Personen, werdende Miit-
ter und fiir Fahrgéste mit kleinen Kindern freizugeben.

§6
Beforderungsentgelte, Fahrausweise

(1) Fiir die Beforderung sind die festgesetzten Beforderungsent-
gelte zu entrichten. Hierfiir werden im Namen und fiir Rechnung
der Verkehrsunternehmen Fahrausweise ausgegeben. Sie gelten
im Eisenbahn-Regionalverkehr in der 2. Wagenklasse. Rechts-
beziehungen, die sich aus einer Beforderung ergeben, kommen
nur mit dem Verkehrsunternehmen zustande, dessen Verkehrs-
mittel benutzt werden.

Fahrausweise konnen auch in elektronischer Form (elektronische
Fahrausweise) wie folgt ausgegeben werden:

- auf einer Chipkarte (im Folgenden Chipkarte mit EFS
genannt),

- auf Basis mobiler Endgerite (im Folgenden Handy-Ticket
genannt).

Fahrausweise sind nur giiltig, wenn Sie durch das Verkehrs-
unternehmen oder durch eine vom Verkehrsunternehmen autori-
sierte Stelle ausgegeben werden. Die gewerbliche beziehungs-
weise entgeltliche Weitergabe von Fahrausweisen durch Dritte
und deren Nutzung ist untersagt.

Bei Verlust oder Diebstahl von Fahrausweisen besteht kein
Anspruch auf Ersatz durch die Verkehrsunternehmen. Ausge-
nommen hiervon sind Chipkarten mit EFS. In diesen Féllen
stellt das Verkehrsunternehmen geméf Anlage 5 Punkt 9 eine
neue Chipkarte mit EFS aus.

(2) Der Fahrgast hat vor Fahrtantritt einen Fahrausweis zu
erwerben. Sind auf Bahnhofen oder an Haltestellen keine
Verkaufsstellen oder Fahrausweisautomaten vorhanden, so sind
die Fahrausweise unverziiglich und unaufgefordert beim Fahr-
oder Servicepersonal bezichungsweise am mobilen Fahraus-
weisautomaten im Verkehrsmittel zu erwerben.

Sofern bei Fahrtantritt kein Fahrausweis bis zum Ziel gelost wer-
den kann, ist beim Ubergang auf das nichste Verkehrsmittel ein
Fahrausweis fiir die Anschlussstrecke - gegebenenfalls auch an
Automaten - zu 16sen. Ein Anspruch auf Anrechnung des erst-
gelosten Fahrausweises auf den tarifmédBigen Preis zwischen
Ausgangs- und Zielpunkt besteht nicht.

(3) Ist der Fahrgast bei Fahrtantritt im Besitz eines Fahrauswei-
ses, der zu entwerten ist, so hat er die Entwertung unverziiglich
und unaufgefordert selbst vorzunehmen:

- bei auf dem Bahnsteig ortsfest aufgestellten Fahrausweis-
entwertern vor Betreten des Verkehrsmittels,

- beiinden Verkehrsmitteln aufgestellten Fahrausweisentwer-
tern beim Betreten des Verkehrsmittels.
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Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu iiberzeugen.

Sind auf den Bahnhdfen oder im Verkehrsmittel keine Fahraus-
weisentwerter vorhanden, so sind die Fahrausweise unverziiglich
und unaufgefordert dem Betriebspersonal zur Entwertung aus-
zuhéndigen.

Ist bei Omnibussen der Einstieg an der ersten, vorderen Tiir
zwingend vorgeschrieben, ist der Fahrausweis beim Einstieg
dem Fahrpersonal unaufgefordert vorzuzeigen. Chipkarten mit
EFS sind unaufgefordert an das Kartenpriifgerit zu halten, bis
die Beendigung der Fahrausweispriifung signalisiert wird.

(4) Der Fahrgast hat den Fahrausweis bis zur Beendigung der
Fahrt aufzubewahren und dem Betriebspersonal auf Verlangen
zur Priifung vorzuzeigen beziehungsweise auszuhdndigen. Die
Fahrt gilt als beendet, wenn der Fahrgast an seiner Zielhaltestelle
das Verkehrsmittel sowie gegebenenfalls die Bahnsteiganlagen
verlassen hat. Benutzt ein Fahrgast zu einer Fahrt mehrere Fahr-
ausweise, so sind diese Fahrausweise bis zur Beendigung der
Fahrt aufzubewahren.

(5) Kommt ein Fahrgast seiner Pflicht nach den Absitzen 2 bis 4
trotz Aufforderung nicht nach, kann er von der Beforderung aus-
geschlossen werden; die Pflicht zur Zahlung eines erhohten Be-
forderungsentgeltes nach § 9 bleibt unberiihrt.

(6) Beanstandungen des Fahrausweises sind sofort vorzubrin-
gen. Spatere Beanstandungen werden nicht beriicksichtigt.

(7) Inwieweit mit Fahrausweisen dieses Tarifs Ziige des Eisen-
bahn-Fernverkehrs benutzt werden kénnen wird besonders - auf
Haltebahnhdofen dieser Ziige durch Aushang - bekannt gegeben.

Besondere Regelungen fiir den Eisenbahn-Regionalverkehr und
die S-Bahn

Fiir Verbindungen innerhalb des Tarifgebietes werden zur
Benutzung von Ziigen des Eisenbahn-Regionalverkehrs und der
S-Bahn nur Fahrausweise nach den Teilen B, C, D dieses Tarifs
ausgegeben. Ausgenommen hiervon sind Fahrten auf Fahraus-
weisen zu gesondert bekannt gegebenen Sonderangeboten.

Besondere Regelungen fiir den Eisenbahn-Regionalverkehr

In Ziigen des Eisenbahn-Regionalverkehrs ist ein Losen von
Fahrausweisen bei Zugbegleitern nur moglich, wenn ein Fahr-
gast unaufgefordert meldet, dass

- die Moglichkeit des Erwerbs eines Fahrausweises vor Antritt
der Fahrt nicht bestand, weil ein Fahrkartenschalter oder
Fahrkartenautomat nicht vorhanden, nicht gedffnet oder
nicht betriebsbereit war,

- der Ubergang in die 1. Wagenklasse gewiinscht wird,

- die Fortsetzung der Fahrt in einen Tarifbereich gewiinscht
wird, fiir den der urspriinglich geloste Fahrausweis bezie-
hungsweise die mitgefiihrte Zeitkarte nicht ausreicht und
auf dem Abgangsbahnhof die Mdglichkeit des Erwerbs
eines Fahrausweises fiir die anschlieende Strecke nicht
bestand.

Das Entwerten des Fahrausweises durch Zugbegleiter erfolgt
nur, wenn ein Fahrgast unaufgefordert meldet, dass der Entwer-
ter des Zustiegsbahnhofs nicht betriebsbereit beziechungsweise
nicht vorhanden gewesen ist.

Fahrausweise zur Entwertung, die einen vorhandenen Fahraus-
weis erginzen, werden durch den Zugbegleiter entwertet, wenn
sich der Fahrgast auf der in den entwertungsbediirftigen Gel-
tungsbereich einbrechenden Fahrt befindet und sich unaufgefor-
dert beim Zugbegleiter meldet.

§7
Zahlungsmittel

(1) Das Beforderungsentgelt soll abgezéhlt bereitgehalten wer-
den. Das Personal ist nicht verpflichtet:

- Geldbetrige tiber 10,00 EUR zu wechseln,

- mehr als 20 Miinzstiicke anzunehmen,

- Eincentstiicke im Betrag von mehr als 0,10 EUR anzuneh-
men, sowie

- erheblich beschiddigte Geldscheine und Miinzen anzuneh-
men.

(2) Soweit das Personal Geldbetrdge iiber 10,00 EUR nicht
wechseln kann, ist dem Fahrgast eine Quittung tiber den zurtick-
behaltenen Betrag auszustellen. Es ist Sache des Fahrgastes, das
Wechselgeld unter Vorlage der Quittung bei der Verwaltung des
Verkehrsunternehmens abzuholen. Ist der Fahrgast mit dieser
Regelung nicht einverstanden, hat er die Fahrt abzubrechen.

(3) Die mobilen Fahrausweisautomaten in den Verkehrsmitteln
konnen als Zahlungsmittel generell Miinzen im Wert von
0,05 EUR, 0,10 EUR, 0,20 EUR, 0,50 EUR, 1,00 EUR und
2,00 EUR annehmen. Die stationdren Fahrausweisautomaten
kénnen auch Banknoten im Wert von 5,00 EUR, 10,00 EUR,
20,00 EUR sowie 50,00 EUR annehmen. Die Fahrgéste konnen
die Miinzen und Banknoten in beliebiger Stiickelung und Rei-
henfolge in die Verkaufsgerite eingeben. Die Automaten sind
zur Riickgabe von Wechselgeld eingerichtet. Falls einmal Wech-
selgeld im Automaten fehlt oder die Restgeldriickgabe aus sons-
tigen wichtigen Griinden aufler Betrieb gesetzt ist, muss der
Fahrgast passend zahlen. Darauf wird der Fahrgast besonders
hingewiesen. In Fahrzeugen mit mobilen Fahrausweisautomaten
ist das Personal nicht verpflichtet, Geld zu wechseln. Fahraus-
weisautomaten konnen auch fiir das bargeldlose Zahlen einge-
richtet sein.

(4) Beanstandungen des Wechselgeldes oder der vom Personal
ausgestellten Quittung miissen sofort vorgebracht werden.

Besondere Regelung fiir DB Regio

Im Falle einer Bezahlung von Fahrausweisen in Ziigen kann die
DB dem Reisenden, der nicht abgezdhlt zahlt, statt des Restgel-
des schuldbefreiend einen auf sechs Monate befristeten Uber-
zahlungsgutschein ausstellen. Dieser kann in DB ReiseZentren
gegen Bargeld eingetauscht werden.
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§8

Ungiiltige Fahrausweise

(1) Fahrausweise, die entgegen den Vorschriften der Beforde-
rungsbedingungen oder des Beforderungstarifs benutzt oder
nicht im Original vorgelegt werden, sind ungiiltig und kénnen
eingezogen werden. Dies gilt auch fiir Fahrausweise, die

1. nicht vorschriftsmiBig ausgefiillt sind und trotz Aufforde-
rung nicht sofort ausgefiillt werden (zum Beispiel Ubertra-
gen der Kundenkartennummer auf den Wertabschnitt),

2. nicht mit giiltiger und vollstdndig aufgeklebter Wertmarke
oder zugehdrigem Wertabschnitt versehen sind,

3. zerrissen, zerschnitten oder sonst stark beschadigt, stark
beschmutzt, unleserlich, oder vom Fahrgast einlaminiert
beziehungsweise eingeschweiflt sind, so dass sie nicht mehr
tiberpriift werden konnen,

4. eigenméchtig gedndert sind,

5. von Nichtberechtigten benutzt werden,

6. zu anderen als zu den zuldssigen Fahrten benutzt werden,
7. wegen Zeitablaufs oder aus anderen Griinden verfallen sind,

8. ohne das gegebenenfalls erforderliche, von der Ausgabestelle
befestigte beziehungsweise integrierte Lichtbild benutzt
werden,

9. als Ubergangsfahrscheine und Anschlussfahrausweise ohne
einen Hauptfahrausweis vorgewiesen werden,

10. mehrfach entwertet wurden, die Entwertungsmerkmale
radiert, gedndert oder in sonstiger Weise verfdlscht oder ma-
nipuliert wurden, eine Félschung nicht auszuschlieen oder
aus anderen durch den Fahrgast zu vertretenden Griinden
nicht mehr priifbar ist,

11. unrechtmiBig hergestellt oder unrechtméBig erworben wur-
den,

12. als Chipkarte mit EFS ausgegeben werden und gesperrt sind.

Entsprechendes gilt auch fiir Fahrberechtigungen und Berechti-
gungsnachweise zur Nutzung von Fahrausweisen sowie fiir zum
Fahrausweis gehorende Kundenkarten.

Beforderungsentgelt wird nicht erstattet; Ersatzanspriiche, ins-
besondere fiir Zeitverluste und Verdienstausfille, sind ausge-
schlossen.

(1a) Fahrausweise, die als Chipkarte mit EFS ausgegeben wer-
den und zum Zeitpunkt der Kontrolle nicht lesbar oder sonst ver-
andert sind, konnen durch das Kontrollpersonal zur Priifung
durch das Verkehrsunternehmen eingezogen werden. In diesem
Fall wird eine Quittung ausgestellt, die im Rahmen des Tarifes
als Fahrtberechtigung gilt. Sie berechtigt zur Beendigung der
Fahrt bis zum Verlassen des benutzten Fahrzeugs.

Wird die Chipkarte vom Kontrollpersonal nicht eingezogen, ist
der Kunde verpflichtet, die Chipkarte innerhalb einer Woche bei
dem vertragsfiihrenden Verkehrsunternehmen zur Uberpriifung
vorzulegen. Uber den Einzug der Chipkarte entscheidet aus-
schlieBlich das Kontrollpersonal.

Die Uberpriifung durch das Verkehrsunternehmen hat innerhalb
von 14 Tagen ab Einzug beziehungsweise Ubergabe durch den
Kunden zu erfolgen. Nach der Uberpriifung wird dem Kunden
vom vertragsfilhrenden Unternehmen gemif Anlage 5 Punkt 9
eine Ersatz-Chipkarte iibersandt oder dem Kunden zur Abho-
lung bereitgestellt.

(2) Ein Fahrausweis, der nur in Verbindung mit einer Bescheini-
gung oder einem im Beférderungstarif vorgesehenen Personen-
ausweis zur Beforderung berechtigt, gilt als ungiiltig und kann
eingezogen werden, wenn die Bescheinigung oder der Personen-
ausweis auf Verlangen nicht vorgezeigt wird.

(3) Um die Riickerlangung einer eingezogenen Zeitkarte hat
sich der Fahrgast selbst zu bemiihen. Diesbeziigliche Anfragen
sind an die zustindige Verwaltung des Verkehrsunternehmens zu
richten, welches den Fahrausweis eingezogen hat.

(4) Soweit Fahrausweise, die als Chipkarte mit EFS ausgegeben
werden, gemal § 8 Absatz 1a durch das Kontrollpersonal zur
Priifung einbehalten werden, erhélt der Kunde fiir den Zeitraum
der Priifung vom vertragsfithrenden Verkehrsunternehmen eine
Erstattung

- der eingereichten Fahrausweise gemafl dem Geltungsbereich
des EFS oder

- fiir die Tage ohne eingereichte Fahrausweise in Hohe von
1/365 des Jahresbetrages gemdf3 dem Geltungsbereich des
EFS.

Dies gilt nicht, soweit die Priifung durch das Verkehrsunterneh-
men ergibt, dass es sich um eine ungiiltige Chipkarte mit EFS
nach § 8 Absatz 1 Nummer 3, 4 oder 11 handelt. In diesem Fall
gilt der Fahrausweis, der als Chipkarte mit EFS ausgegeben wur-
de, als zum Kontrollzeitpunkt ungiiltig geméf Absatz 1.

§9
Erhohtes Beforderungsentgelt

(1) Ein Fahrgast ist zur Zahlung von erhéhtem Beforderungs-
entgelt verpflichtet, wenn er

1. sichkeinen giiltigen Fahrausweis im Sinne des § 6 beschafft
hat,

2. sich einen giiltigen Fahrausweis beschaftt hat, diesen jedoch
bei einer Uberpriifung nicht vorzeigen kann,

3. andere erforderliche Fahrausweise (zum Beispiel Fahraus-
weise flir ein mitgefiihrtes Fahrrad, einen mitgefiihrten
Hund) nicht vorzeigen kann,

4. den Fahrausweis nicht oder nicht unverziiglich im Sinne des
§ 6 Absatz 3 entwertet hat oder entwerten lieB3, oder
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5. den Fahrausweis auf Verlangen nicht vorzeigt oder aushén-
digt.

Eine Verfolgung im Straf- oder Bufigeldverfahren bleibt unbertihrt.

Die Vorschriften unter den Nummern 1 und 4 werden nicht an-
gewendet, wenn das Beschaffen oder die Entwertung des Fahr-
ausweises aus Griinden unterblieben ist, die der Fahrgast nicht zu
vertreten hat.

(2) In den Féllen des Absatzes 1 erhebt das Verkehrsunterneh-
men jeweils ein erhdhtes Beforderungsentgelt von 40,00 EUR.
Es kann jedoch das Doppelte des Beforderungsentgeltes fiir eine
einfache Fahrt auf der vom Fahrgast zuriickgelegten Strecke
erheben, sofern sich hiernach ein hoherer Betrag als nach Satz 1
ergibt; hierbei kann das erhohte Beforderungsentgelt nach dem
Ausgangspunkt der Linie berechnet werden, wenn der Fahrgast
die zuriickgelegte Strecke nicht nachweisen kann.

Ist der Fahrgast nicht in der Lage, sofort den Gesamtbetrag von
40,00 EUR zu begleichen, kann er einen Teilbetrag von
10,00 EUR zahlen. Uber den gezahlten Betrag 40,00 EUR oder
10,00 EUR wird eine Quittung ausgestellt, die im Rahmen des
Tarifes als Fahrtberechtigung gilt. Sie berechtigt zur Beendi-
gung der Fahrt bis zum Verlassen des benutzten Verkehrsmittels.
Kann das erhéhte Beforderungsentgelt nicht vor Ort bezahlt
oder angezahlt werden, ist zur Weiterfahrt das Nachlsen eines
entsprechenden Fahrausweises erforderlich.

Bei Nicht- oder Teilzahlung des erhdhten Beforderungsentgeltes
erhélt der Fahrgast eine Zahlungsaufforderung ausgehéndigt
oder postalisch zugestellt. Der offene Betrag ist innerhalb von
14 Tagen an das jeweilige Verkehrsunternehmen beziehungs-
weise an ein von diesem beauftragten Inkassobiiro zu zahlen.

Wird das erhohte Beforderungsentgelt nicht innerhalb der in der
Zahlungsaufforderung gesetzten Frist entrichtet, wird fiir jede
schriftliche Mahnung ein Bearbeitungsentgelt von mindestens
5,00 EUR erhoben.

Der Fahrgast ist in jedem Fall verpflichtet, seine Personalien an-
zugeben und sich auf Verlangen auszuweisen.

Muss bei Nicht- oder Teilzahlung des erhdhten Beforderungs-
entgeltes zur Feststellung der Personalien eine Auskunft bei der
zustidndigen Landes- beziehungsweise Kommunalbehorde ein-
geholt werden, so sind die zusitzlich anfallenden Gebiihren vom
Fahrgast zu tragen.

(3) Das erhohte Beforderungsentgelt ermafigt sich (mit Aus-
nahme bei Nutzung iibertragbarer Zeitkarten) im Falle von
Absatz 1 Nummer 2 auf 7,00 EUR, wenn der Fahrgast innerhalb
einer Woche ab dem Feststellungstag bei der Verwaltung des
Verkehrsunternehmens nachweist, dass er zum Zeitpunkt der
Feststellung Inhaber einer giiltigen personlichen Zeitkarte oder
einer entsprechenden Fahrtberechtigung war. Das Verkehrs-
unternehmen braucht die Vorlage der Zeitkarte als Nachweis
nicht anzuerkennen, wenn der Fahrgast bereits in den zurtick-
liegenden 12 Monaten ab Feststellungsdatum ohne giiltigen
Fahrausweis oder eine entsprechende Fahrtberechtigung ange-
troffen wurde.

(4) Bei Verwendung von ungiiltigen Zeitkarten bleiben weiter-
gehende Anspriiche des Verkehrsunternehmens unberiihrt.

§ 10
Erstattung von Beforderungsentgelt

(1) Wird ein Fahrausweis nicht zur Fahrt benutzt, so wird das
Beforderungsentgelt auf Antrag gegen Vorlage des Fahrauswei-
ses erstattet. Beweispflichtig fiir die Nichtnutzung des Fahraus-
weises ist der Fahrgast.

(2) Sofern nachstehend nichts Anderes geregelt ist, werden Fahr-
ausweise mit aufgedrucktem Giiltigkeitsdatum nur gegen Riick-
gabe vor dem 1. Geltungstag umgetauscht bezichungsweise
erstattet.

(3) Fiir nicht oder nur teilweise benutzte Einzelfahrausweise,
Tages-, Gruppen, Kleingruppen-Tageskarten, Gruppentageskar-
ten fiir Schiiler beziehungsweise Mehrfahrtenkarten wird kein
Ersatz geleistet. Absatz 9 bleibt hiervon unbertihrt.

(4) Wird eine Zeitkarte in besonderen oder nicht vorhersehbaren
Fillen (zum Beispiel Krankheit, Unfall oder Tod des Zeitkarten-
inhabers) nicht oder nur teilweise benutzt, so wird das Beforde-
rungsentgelt fiir die Zeitkarte unter Anrechnung des Beforde-
rungsentgeltes fiir die durchgefiihrten Einzelfahrten auf Antrag
gegen Riickgabe des Fahrausweises erstattet. Fiir die Feststel-
lung des Zeitpunktes, bis zu dem Einzelfahrten - je Tag 2 Fahr-
ten - als durchgefiihrt gelten, ist der Tag der Riickgabe oder
Hinterlegung der Zeitkarte oder - bei Ubersendung mit der Post -
das Datum des Poststempels oder - bei Tod des Zeitkarteninha-
bers - der Todestag mafBigeblich.

Ein fritherer Zeitpunkt kann nur bei personlichen Zeitkarten und
nur dann beriicksichtigt werden, wenn die Bescheinigung eines
Arztes, eines Krankenhauses oder einer Krankenkasse tiber sta-
tiondre Behandlung oder Bettlagerigkeit des Zeitkarteninhabers
vorgelegt wird. Bei der Anrechnung des Beforderungsentgeltes
fiir die durchgefiihrten Einzelfahrten wird eine ErmaBigung nur
bei Vorliegen der hierfiir erforderlichen Voraussetzungen, im
Ubrigen das Beforderungsentgelt fiir eine einfache Fahrt zu-
grunde gelegt.

(5) Der Antrag auf Erstattung ist grundsétzlich bei der Verwal-
tung des ausgebenden Verkehrsunternehmens zu stellen. Der
Fahrgast hat zu Erstattungsantrigen den Fahrausweis beizufiigen
und in den Fillen des Absatzes 4 die entsprechenden Nachweise
zu erbringen. Der Antrag ist unverziiglich, spétestens innerhalb
einer Woche nach Ablauf der Giiltigkeit des Fahrausweises, zu
stellen.

(6) Von dem zu erstattenden Betrag wird ein Bearbeitungsent-
geltin Hohe von mindestens 2,00 EUR sowie eine etwaige Uber-
weisungsgebiihr abgezogen. Das Bearbeitungsentgelt und eine
Uberweisungsgebiihr werden nicht abgezogen, wenn die Erstat-
tung aufgrund von Umstdnden beantragt wird, die das Verkehrs-
unternehmen zu vertreten hat.

(7) Die Fahrgelderstattung fiir Fahrausweise im Abonnement
und fiir Jahreskarten regeln die Anlagen 5 und 6.
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(8) Bei Ausschluss von der Beforderung besteht, ausgenommen
§ 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, kein Anspruch auf Erstattung des
entrichteten Entgeltes.

(9) Bei einer Tarifanderung verlieren im Voraus erworbene und
nicht benutzte Fahrausweise - aufler Zeitkarten - 14 Tage nach
Inkrafttreten von Tarifanderungen ihre Giiltigkeit. Fahrausweise
des letzten zuriickliegenden Tarifes konnen nach Tarifainderun-
gen an gesondert bekannt gegebenen Verkaufsstellen der Ver-
kehrsunternehmen gegen Ausgleich des Differenzbetrages um-
getauscht werden. Gegebenenfalls kann eine Erstattung vorge-
nommen werden. Die Umtausch- und Erstattungsfrist endet
5 Monate nach Inkrafttreten des neuen Tarifes. Entwertungs-
bediirftige Fahrausweise, die ldngstens einen Tag gelten und
deren Preis sich nicht dndert, behalten ihre Giiltigkeit.

(10) Die Regelungen des § 14 fiir den Schienenpersonennah-
verkehr bleiben unberiihrt.

§11
Beforderung von Sachen

(1) Ein Anspruch auf Beforderung von Sachen besteht nur bei
Handgepick. Handgepéck und sonstige Sachen werden nur bei
gleichzeitiger Mitfahrt des Fahrgastes und nur dann befordert,
wenn dadurch die Sicherheit und Ordnung des Betriebes nicht
gefahrdet und andere Fahrgéste nicht beléstigt werden konnen.
Eine Mitnahme von Sachen scheidet aus, wenn hierdurch der
Haltestellenaufenthalt {iber das iibliche Maf} verldngert wird
oder die Gefahr besteht, dass aufgrund der Mitnahme der Sache
andere Fahrgidste keinen Platz im Fahrzeug finden.

Fahrrdder werden in den Ziigen des Eisenbahn-Regionalver-
kehrs, der S-Bahn und der U-Bahn sowie auf Fihren iiber den
gesamten Verkehrszeitraum befordert, sofern hierfiir aus-
reichend Platz vorhanden ist. Tandems, dreirddrige Fahrréader,
Fahrrdder und andere Fortbewegungsmittel mit Hilfsmotor,
Mofas sowie Fahrrader zum Lastentransport und Anhdnger sind
von der Beforderung ausgeschlossen (ausgenommen Fahrrader
mit Trethilfe durch einen Elektro-Hilfsmotor, zum Beispiel
Pedelecs). Jeder Fahrgast darf nur ein einsitziges, zweirddriges
Fahrrad mitnehmen (dazu zéhlen auch fahrraddhnliche Roller).
Die Mitnahme von Fahrriadern in Omnibussen, Obussen und
Stralenbahnen ist nicht gestattet, es sei denn, dass diese Ver-
kehrsmittel dafiir hergerichtet und entsprechend gekennzeichnet
sind. Dies gilt auch fiir den Bahn-Ersatzverkehr. Die Entschei-
dung iiber die Mitnahme von Fahrrddern obliegt bei allen Ver-
kehrsmitteln letztlich dem Betriebspersonal.

Wird der Platz fiir Krankenfahrstiihle oder Kinderwagen beno-
tigt, muss der Fahrgast mit dem Fahrrad das Verkehrsmittel
verlassen. Ein Anspruch auf Erstattung des bereits gezahlten
Beforderungsentgeltes besteht nicht.

Vollstindig zusammengeklappte Fahrridder sowie Kleinkind-
fahrrader beziehungsweise fahrradéhnliche Roller (mit einem
maximalen Felgendurchmesser bis zu 12,5 Zoll) gelten als
Handgepack.

(2) Von der Beforderung sind gefahrliche Stoffe und gefahrliche
Gegenstande ausgeschlossen, insbesondere

1. explosionsfdhige, leicht entziindliche, radioaktive, iibel
riechende oder dtzende Stoffe,

2. unverpackte oder ungeschiitzte Sachen, durch die Fahrgéste
verletzt oder beschmutzt werden kénnen,

3. Gegenstinde, die liber die Wagenumgrenzung hinausragen.

(3) Die Pflicht zur Beforderung von Kleinkindern in Kinderwa-
gen und schwerbehinderten Menschen in Krankenfahrstiihlen
richtet sich nach den Vorschriften des § 2 Absatz 1. Nach Mog-
lichkeit soll das Betriebspersonal dafiir sorgen, dass Fahrgéste
mit Kind im Kinderwagen und schwerbehinderte Menschen in
Krankenfahrstiihlen nicht zuriickgewiesen werden. Die Ent-
scheidung iiber die Mitnahmen liegt beim Betriebspersonal.

(4) Die Beforderung von Kinderwagen, Krankenfahrstiihlen und
sonstigen orthopddischen Hilfsmitteln ist grundsétzlich zuge-
lassen, wenn die Bauart des Verkehrsmittels es zuldsst und keine
Verminderung der Verkehrssicherheit eintritt.

(5) Der Fahrgast hat mitgefiihrte Sachen so unterzubringen und
zu beaufsichtigen, dass die Sicherheit und Ordnung des Betrie-
bes nicht gefahrdet und andere Fahrgéste nicht beléstigt oder ge-
schidigt werden konnen. Soweit durch mitgefiihrte Sachen
Schiaden an Personen oder Gegenstianden entstehen, gelten die
allgemeinen Haftungsvorschriften.

(6) Das Betriebspersonal entscheidet im Einzelfall, ob Sachen
zur Beforderung zugelassen werden und an welcher Stelle sie
unterzubringen sind.

Besondere Regelungen fiir den Eisenbahn-Regionalverkehr und
die S-Bahn

1. In den Ziigen konnen leicht tragbare Gegenstdnde bis zu
einer Linge von 1,50 Meter unentgeltlich mitgenommen
werden, wenn in den Vorrdumen oder Giangen der Wagen be-
sondere Vorrichtungen fiir die Unterbringung vorhanden
sind.

2. Bei Mitnahme eines Fahrrades hat der Reisende dieses auf
dem Einstiegsbahnhof in den Fahrradwagen, das Fahrradab-
teil oder das Mehrzweckabteil einzuladen, es gegebenenfalls
bei Zugwechsel auf dem Umsteigebahnhof umzuladen und
auf dem Zielbahnhof auszuladen. Das Fahrrad geht beim
Einladen nicht in den Gewahrsam der Eisenbahn iiber, sie
haftet nicht fiir Diebstahl und Verlust, fiir Beschddigung nur
insoweit, als sie diese zu vertreten hat.

3. In den Ziigen des Eisenbahn-Regionalverkehrs und der
S-Bahn diirfen Blinde mit Begleitperson ein Tandem ein-
stellen. Es gilt Teil D Punkt 21.
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§12
Beforderung von Tieren

(1) Auf die Beforderung von Tieren sind § 3 Absatz 1 und § 11
Absatz 1, 5 und 6 anzuwenden.

(2) Kleine Hunde (bis zur GroBe einer Hauskatze/eines Haus-
katers) oder andere kleine Haustiere diirfen mitgenommen wer-
den, sofern diese Tiere in geeigneten Behiltnissen (Kéfigen,
Transportboxen, Reisetaschen oder Ahnliches) auf dem SchoB
gehalten werden oder wie Handgepiack oder Traglasten unterge-
bracht werden konnen. Kleine Hunde diirfen auch ohne geeigne-
te Behiltnisse mitgenommen werden, wenn die Hunde angeleint
sind. Dariiber hinaus diirfen groflere Hunde angeleint mitgenom-
men werden, wenn nach der Beurteilung des Betriebspersonals
geniigend Platz vorhanden ist. Hunde, die nicht in geeigneten
Behéltnissen untergebracht sind, miissen einen Maulkorb tragen.
Durch Bekanntgabe im Fahrplan kann die Mitnahme von Hun-
den in bestimmten Verkehrsmitteln ausgeschlossen werden.

Blindenfiihrhunde und Behindertenbegleithunde gemal Absatz 3
und Blindenfiihrhunde und Behindertenbegleithunde, die sich in
der Ausbildung befinden, bleiben von den Bestimmungen dieses
Absatzes unberiihrt.

(3) Blindenfiihrhunde, die einen Blinden begleiten sowie Hun-
de, die von schwerbehinderten Menschen mitgefiihrt werden, in
deren Ausweis die Berechtigung zur Mitnahme einer Begleit-
person nachgewiesen ist (Blindenfiihrhunde und Behinderten-
begleithunde im Sinne von § 145 Absatz 2 Nummer 2 SGB IX),
sind zur Beforderung stets zugelassen.

(4) Sonstige Tiere diirfen nur in geeigneten Behéltnissen mitge-
nommen werden.

(5) Tiere diirfen nicht auf Sitzpldtzen untergebracht werden.

§13
Fundsachen

Fundsachen sind gemidf § 978 BGB unverziiglich beim
Betriebspersonal abzuliefern. Eine Fundsache wird an den Ver-
lierer durch das Verkehrsunternehmen, in dessen Betriebsmit-
teln oder -anlagen die Sache gefunden wurde, gegen Zahlung
eines Entgeltes flir die Aufbewahrung zuriickgegeben. Im Falle
des Fundsachenversandes kommen zu diesem Entgelt noch die
Verpackungs- und Versandkosten hinzu. Sofortige Riickgabe an
den Verlierer durch das Betriebspersonal ist zuldssig, wenn er
sich einwandfrei als Verlierer ausweisen kann. Der Verlierer hat
den Empfang der Sache schriftlich zu bestitigen.

Eine Fundsache kann gegen schriftliche Vollmacht des Verlie-
rers und unter Vorlage des Personaldokumentes des bevollméach-
tigten Empfangsberechtigten auch an einen Dritten ausgehén-
digt werden. Der Verlierer hat zur Wahrung der Anspriiche des
Finders bei der Aushdndigung des Fundgegenstandes in jedem
Falle seine vollstindige Adresse anzugeben und sich auszuwei-
sen. Uber Fundsachen, deren Aufbewahrung unzumutbar ist,
kann das Verkehrsunternehmen frei verfiigen.

§ 14
Fahrgastrechte im Schienenpersonennahverkehr
bei Zugverspitungen, Zugausfillen und gegebenenfalls
daraus resultierenden Anschlussversiumnissen

(1) Grundlage der Fahrgastrechte sind die Verordnung (EG)
Nr. 1371/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. Oktober 2007 iiber die Rechte und Pflichten der Fahrgiste im
Eisenbahnverkehr und das Gesetz zur Anpassung eisenbahn-
rechtlicher Vorschriften an die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007
des Europdischen Parlaments und Rates vom 23. Oktober 2007
iiber die Rechte und Pflichten der Fahrgéste im Eisenbahnver-
kehr vom 26. Mai 2009 (BGBI. I S. 1146).

(2) Die nachfolgenden Absitze regeln die Fahrgastrechte inner-
halb des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg (Fahrausweis
des VBB-Tarifes Teile B und C), soweit eine Verspatung oder ein
Zugausfall durch die Eisenbahnverkehrsunternehmen Deutsche
Bahn AG, S-Bahn Berlin GmbH, Eisenbahngesellschaft Pots-
dam mbH, NEB Betriebsgesellschaft mbH und/oder Ostdeut-
sche Eisenbahn GmbH, die Verkehrsleistungen im Sinne von § 2
Absatz 1 Satz 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) er-
bringen, verursacht worden ist.

Die Vorschriften zu den Fahrgastrechten gelten nicht fiir die Be-
forderung mit anderen schienengebundenen Verkehrsmitteln
(zum Beispiel Strafen- und U-Bahnen) und anderen Verkehrs-
mitteln (zum Beispiel Omnibusse und Fahren).

Berechtigt der Fahrausweis zur Fahrt mit verschiedenen Ver-
kehrsmitteln, werden die Fahrgastrechte nur wirksam, soweit die
Verspatung im Bereich der tatsdchlichen beziehungsweise
geplanten Eisenbahnbeforderung eingetreten ist.

Ergénzend finden, sofern hier keine zum VBB-Tarif abweichen-
den Regelungen getroffen worden sind, die Regelungen zu den
Fahrgastrechten in den Beférderungsbedingungen fiir Personen
durch die Unternehmen der Deutschen Bahn AG (Beforderungs-
bedingungen Personenverkehr [BB P], Tfv 600/A) Anwendung.

(3) Macht der Fahrgast von seinen Fahrgastrechten Gebrauch,
kann er bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen eine
Erstattung oder eine Entschddigung verlangen.

Der Erstattungs- beziehungsweise Entschiadigungsanspruch
besteht gesetzlich nicht, wenn der Ausfall oder die Unpiinktlich-
keit auf eine der folgenden Ursachen zuriickzufiihren ist und der
Fahrgast tiber die Ursachen rechtzeitig unterrichtet wurde oder
die Ursachen offensichtlich waren:

a) Dbetriebsfremde Umstéinde, die das Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen, das den Zug betreibt, trotz Anwendung der nach
Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und
deren Folgen es nicht abwenden konnte,

b) Verschulden des Fahrgastes,

c) Verhalten eines Dritten, das das Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen, das den Zug betreibt, trotz Anwendung der nach
Lage des Falles gebotenen Sorgfalt nicht vermeiden und
dessen Folgen es nicht abwenden konnte.
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Der Betreiber der Eisenbahninfrastruktur, auf der die Beforde-
rung erfolgt, ist im Verhéltnis zum Eisenbahnverkehrsunterneh-
men nicht als Dritter anzusehen.

(4) Der Fahrgast hat einen Anspruch auf Erstattung, wenn

a) eine Ankunftsverspitung des gewihlten Zuges am Zielort
um mehr als 60 Minuten absehbar ist,

Der Fahrgast kann in diesem Fall von der Reise zuriicktreten
und sich den Fahrpreis erstatten lassen beziehungsweise die
Fortsetzung der Fahrt oder die Weiterreise mit gednderter
Streckenfiihrung unter vergleichbaren Beforderungsbedin-
gungen bis zum Zielort bei ndchster Gelegenheit verlangen.
Eine gleichzeitige Erstattung und Entschddigung fiir die
gleiche Fahrt ist ausgeschlossen.

b) eine Ankunftsverspitung des gewihlten Zuges am Zielort
von mindestens 20 Minuten absehbar ist,

Der Fahrgast kann in diesem Fall seine Reise mit einem an-
deren Zug durchfiihren, sofern fiir diesen Zug keine Reser-
vierungspflicht besteht. Wenn der Fahrgast fiir den ersatz-
weise genutzten Zug einen weiteren Fahrausweis erwerben
muss (zum Beispiel fiir den Fernverkehr), kann er von dem
Eisenbahnunternehmen, das fiir die Verspatung verantwort-
lich ist, den Ersatz der erforderlichen Aufwendungen ver-
langen.

Ein Anspruch auf Durchfiihrung der Fahrt in einem anderen
Zug besteht nicht, wenn der Fahrgast im Besitz eines erheb-
lich ermiBigten Fahrausweises (Semesterticket, Branden-
burg-Berlin-Ticket, Brandenburg-Berlin-Ticket Nacht) ist.

c¢) der Zug, dessen planmifBige Ankunftszeit zwischen
00:00 Uhr und 05:00 Uhr liegt, um mindestens 60 Minuten
verspétet ist,

Der Fahrgast kann in diesem Fall andere Verkehrsmittel zu
seinem Zielort benutzen, zum Beispiel ein Taxi. Gleiches gilt,
wenn die letzte fahrplanméBige Verbindung des Tages mit
dem Zug ausfillt und der Fahrgast den Zielort bis 24:00 Uhr
nicht mehr erreichen kann. Der Fahrgast kann hierfiir den
Ersatz der erforderlichen Aufwendungen bis zu einem
Héchstbetrag von 80,00 EUR verlangen. Der Fahrgast hat
eine Schadensminderungspflicht. Das bedeutet, dass ein
Ersatz der Aufwendungen nicht verlangt werden kann, wenn
eine alternative Beforderung (zum Beispiel Omnibus, Sam-
meltaxi) zur Verfigung gestellt wurde.

Wann verniinftigerweise mit einer Ankunftsverspatung am Ziel-
ort nach den Punkten a und b zu rechnen ist, richtet sich nach ob-
jektiver Beurteilung, insbesondere der

- Aushangfahrplidne und ausgehingten Informationen iiber
Fahrplandnderungen an Stationen und Bahnhéfen,

- elektronischen Anzeigen und Lautsprecheransagen in
Ziigen und an Stationen und Bahnhofen,

- Fahrplaninformationen aus Buchungssystemen personal-
bedienter Verkaufsstellen,

- verfligbaren Fahrplaninformations- und Reisendeninforma-
tionsmedien.

(5) Der Fahrgast hat einen Anspruch auf Entschiddigung bei
relationsbezogenen Fahrausweisen fiir eine einfache Fahrt

a) ab einer Verspatung von 60 Minuten am Zielort in Hohe von
25 Prozent des Fahrpreises,

b) ab einer Verspitung von 120 Minuten am Zielort in Héhe
von 50 Prozent des Fahrpreises.

(6) Der Fahrgast hat einen Anspruch auf Entschddigung bei
Fahrausweisen, die mindestens einen Tag Giiltigkeit haben,
wenn er im Giiltigkeitszeitraum seines Fahrausweises wieder-
holt Verspitungen von mindestens 60 Minuten erlitten hat.

Die Entschadigung betragt pauschal

a) 1,50 EUR pro Fahrt in der 2. Wagenklasse beziechungsweise
2,25 EUR pro Fahrt in der 1. Wagenklasse,
b) 0,40 EUR pro Fahrt fiir Fahrausweise fiir Fahrrider,

in Summe jedoch maximal 25 Prozent des tatsdchlich gezahlten
Fahrpreises.

Der Fahrgast reicht die Entschéddigungsantrige gesammelt ein,
bei Fahrausweisen mit einer Giiltigkeit bis zu einem Monat
(Tageskarten, 7-Tage-Karten und Monatskarten) nach Ablauf
der Giiltigkeit und bei Fahrausweisen mit einer Geltungsdauer
von mehr als einem Monat (Jahreskarten, Abonnements) bei
Erreichen des Entschiddigungsanspruchs.

(7) Der Entschddigungsbetrag wird auf volle 5 Cent aufgerun-
det. Der Auszahlungsbetrag fiir eine Entschdadigung muss fiir die
unter den Absétzen 5 und 6 genannten Fahrausweise mindestens
4,00 EUR betragen, das heifit, Fahrpreisentschidigungen unter
diesem Betrag werden nicht ausgezahlt.

(8) Eine Erstattung oder Entschddigung des VBB-Fahrauswei-
ses kann nur erfolgen, wenn keine anderen Fahrtalternativen
vorhanden waren oder die Verspatung zum Zeitpunkt des Fahr-
ausweiserwerbs noch nicht bekannt war.

(9) Der Fahrgast muss seinen Erstattungs- beziehungsweise Ent-
schidigungsanspruch innerhalb eines Jahres nach Ablauf der
Geltungsdauer des Fahrausweises bei dem unter Absatz 2 Satz 1
genannten Eisenbahnverkehrsunternehmen beziehungsweise bei
einem vom Unternehmen beauftragten Dienstleister geltend
machen. Die Erstattung oder Entschddigung erfolgt mit dem
Fahrgastrechte-Formular zusammen mit den beigefiigten Unter-
lagen und Belegen.

(10) Im Falle von Streitigkeiten aus der Beforderung durch
Eisenbahnverkehrsunternehmen kann der Reisende die sop
Schlichtungsstelle 6ffentlicher Personenverkehr e. V. (Fasanen-
strafle 81, 10623 Berlin, 030 6449933-0, kontakt@soep-online.de)
kontaktieren. Eine Streitigkeit liegt vor, wenn einer schriftlichen
Beschwerde des Fahrgastes nicht binnen eines Monats abgehol-
fen wurde beziehungsweise eine andere Rechtsauffassung durch
den Kunden vertreten wird.
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§15
Haftung

Das Verkehrsunternehmen haftet fiir die T6tung oder Verletzung
eines Fahrgastes und fiir Schdden an Sachen, die der Fahrgast an
sich trigt oder mit sich fiihrt, nach den allgemein geltenden Be-
stimmungen. Fiir Sachschiden haftet das Verkehrsunternehmen
gegeniiber jeder beforderten Person nur bis zum Hochstbetrag
von 1.000,00 EUR, die Begrenzung der Haftung gilt nicht, wenn
die Sachschédden auf Vorsatz oder grobe Fahrldssigkeit zurlick-
zufiihren sind.

§16
Ausschluss von Ersatzanspriichen

Abweichungen von Fahrpldnen durch Verkehrsbehinderungen,
Betriebsstérungen oder -unterbrechungen sowie Platzmangel be-
griinden keine Ersatzanspriiche; insoweit wird auch keine
Gewihr fiir das Einhalten von Anschliissen ibernommen. Der
Anspruch auf Beforderung gilt auch als erfiillt, wenn das Ver-
kehrsunternehmen aus betrieblichen Griinden andere als im Fahr-
plan angegebene Verkehrsmittel bereitstellt oder Umleitungs-
strecken befahren werden. Weitergehende Anspriiche aus § 17 EVO
bei einem Transport mit der Eisenbahn bleiben unberiihrt.

§17
Gerichtsstand
Der Gerichtsstand fiir alle Streitigkeiten, die sich aus dem Be-

forderungsvertrag ergeben, ist Sitz des jeweiligen Verkehrs-
unternehmens.

Teil B
Tarifbestimmungen

Die Fahrausweise werden im Namen und fiir Rechnung der
Verkehrsunternehmen verkauft.

1 Geltungsbereich

Der Tarif gilt fiir die Beforderung von Personen und fiir die Mit-
nahme von Sachen im Eisenbahn-Regional-, S-Bahn-, U-Bahn-,
StrafBenbahn-, Oberleitungsomnibus-, Kraftomnibus- und Féhr-
verkehr einschlielich alternativer Bedienungsformen folgender
Verkehrsunternehmen:

Barnimer Busgesellschaft mbH (BBG)
Poratzstraf3e 68, 16225 Eberswalde

Busverkehr Markisch-Oderland GmbH (BMO)
Ernst-Thialmann-Strale 71, 15344 Strausberg

Busverkehr Oder-Spree GmbH (BOS)
James-Watt-Straf3e 4, 15517 Fiirstenwalde

Berliner Verkehrsbetriebe A. 6. R. (BVG)
Holzmarktstrale 15 - 17, 10179 Berlin

Cottbusverkehr GmbH (CV)
Walther-Rathenau-Straf3e 38, 03044 Cottbus

DB Regio AG
Regio Nordost
Babelsberger Strafie 18, 14473 Potsdam

EGP Eisenbahngesellschaft Potsdam mbH
Am Luftschiffhafen 1, 14471 Potsdam

Havelbus Verkehrsgesellschaft mbH (HVG)
Johannsenstralie 12 - 17, 14482 Potsdam

Neilleverkehr GmbH (NV)
Dubrauweg 47, 03172 Guben

NEB Betriebsgesellschaft mbH (NEB)
Georgenstralie 22, 10117 Berlin

Oberhavel Verkehrsgesellschaft mbH (OVG)
Annahofer Strafle 1a, 16515 Oranienburg

ODEG Ostdeutsche Eisenbahn GmbH (ODEG)
Bahnhof 1a, 19370 Parchim

Ostprignitz-Ruppiner Personennahverkehrsgesellschaft mbH (ORP)
Perleberger Stralie 64, 16866 Kyritz

Regionale Verkehrsgesellschaft Dahme-Spreewald mbH (RVS)
Nissanstraf3e 7, 15926 Luckau

S-Bahn Berlin GmbH
Elisabeth-Schwarzhaupt-Platz 1, 10115 Berlin

Schoneicher-Riidersdorfer Stralenbahn GmbH (SRS)
Dorfstralie 15, 15566 Schoneiche

Woltersdorfer Stralenbahn GmbH (WS)
Vogelsdorfer Stralie 1, 15569 Woltersdorf

Strausberger Eisenbahn GmbH (STE)
c/o Stadtwerke Strausberg GmbH
Postfach 1150, 15331 Strausberg

Stadtverkehrsgesellschaft mbH Frankfurt (Oder) (SVF)
Bottnerstrale 1, 15232 Frankfurt (Oder)

Siidbrandenburger Nahverkehrs GmbH (SBN)
Spremberger Strafle 23, 01968 Senftenberg

Uckermirkische Verkehrsgesellschaft mbH (UVG)
Steinstralle 5, 16303 Schwedt/Oder

Verkehrsbetriebe Brandenburg an der Havel GmbH (VBBr)
Upstallstra3e 18, 14772 Brandenburg an der Havel

Verkehrsgesellschaft Belzig mbH (VGB)
Briicker Landstrafe 22, 14806 Belzig



1886

Verkehrsgesellschaft Oberspreewald-Lausitz mbH (VGOSL)

RoBkaupe 6, 01968 Senftenberg

Verkehrsgesellschaft Teltow-Flaming mbH (VTF)
Forststralie 16, 14943 Luckenwalde

ViP Verkehrsbetrieb Potsdam GmbH (ViP)
Fritz-Zubeil-Strafle 96, 14482 Potsdam

Verkehrsgesellschaft Prignitz mbH (VGP)
Wilsnacker Stralle 48, 19348 Perleberg

VerkehrsManagement Elbe-Elster GmbH (VMEE)
Nach dem Horst 43, 03238 Finsterwalde

Fritz Behrendt OHG
Omnibusbetrieb
Am Kessel 5, 14797 Lehnin

Herz-Reisen GmbH
Thomas-Miintzer-Stralle 6a, 15806 Zossen

Omnibusbetrieb Obst
Bahnhofstraf3e 25, 04924 Bad Liebenwerda

Omnibusverkehr Armin Glaser
Feldstrafle 52, 14823 Klepzig

Lehmann Reisen GmbH
Heinrich-Zille-Strafle 21, 04895 Falkenberg/Elster

Omnibusunternehmen Hans-Hermann Lange
Chausseestrafie 107, 14828 Gorzke

A. Reich GmbH
Griinaer Weg 10, 14913 Jiiterbog

Omnibusbetrieb Wetzel
Kietzstralie 7, 14822 Cammer

Gtinter Anger Giiterverkehrs GmbH & Co.
Omnibusvermietung KG

Am Friedrichspark 11, 14476 Potsdam, OT Marquardt

Sabinchen Touristik GmbH
GroB3straf3e 17, 14929 Treuenbrietzen

Taxi/Fahrschule/Busverkehr Schmidt
Lindenallee 25, 01979 Lauchhammer

HARU Reisen OHG Hans Rudek
Seeburger Stralie 19b
13581 Berlin

Omnibuscenter LEO-Reisen
Am Telering 7
03051 Cottbus
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2 Tarifgebiet
Das Tarifgebiet ist der Verbundraum.

Er umfasst das Land Berlin sowie das Land Brandenburg mit
den Landkreisen Barnim, Dahme-Spreewald, Elbe-Elster,
Havelland, Mirkisch-Oderland, Oberhavel, Oberspreewald-
Lausitz, Oder-Spree, Ostprignitz-Ruppin, Potsdam-Mittelmark,
Prignitz, Spree-Neifle, Teltow-Fldming, Uckermark und den
kreisfreien Stadten Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frank-
furt (Oder) und Potsdam.

Das Tarifgebiet gliedert sich in Flichenzonen. Fliachenzonen
sind:

- Tarifwaben

Jede Haltestelle ist einer Tarifwabe zugeordnet. Eine Tarifwabe
umfasst in der Regel mehrere Haltestellen.

- Landkreise
Sie entsprechen den politischen Grenzen.
- Tarifbereiche

Fiir Berlin, Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frankfurt
(Oder) und Potsdam sind Tarifbereiche definiert, die sich in die
Teilbereiche A, B und C gliedern. Die Teilbereiche C gehoren
gleichzeitig zu den die jeweilige Stadt umgebenden Landkrei-
sen. Die Stadt Potsdam gehort gleichzeitig dem Teilbereich C
des Tarifbereichs Berlin an.

Fahrausweise werden nur fiir Kombinationen von mindestens
zwei benachbarten Teilbereichen ausgegeben.

Die Tarifwaben, Landkreise, Tarifbereiche sind in den Flachen-
zonenpldnen im Anhang I dargestellt. Einzelne Tarifwaben lie-
gen aullerhalb des Tarifgebietes. Die Zuordnung der Orte (gege-
benenfalls auch Ortsteile) einschlieflich zugehdriger Bahnhdfe
zu den Tarifwaben ist aus den Anlagen 1.1 * und 1.2 * ersicht-
lich. Ein Verzeichnis der Orte mit Stadtlinienverkehr enthalt
Anlage 2.

* In der gesonderten Broschiire ,,Alle Zielorte* abgedruckt.

3 Fahrausweise
3.1 Fahrausweise, die léinger als einen Tag gelten (Zeit-
kartentarif)

Fahrausweise, die linger als einen Tag gelten, sind

- Monatskarten VBB-Umweltkarte (auch im Abonnement
und als Jahreskarten),

- Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler (auch im Abonne-
ment und als Jahreskarten, jedoch im Tarifbereich Berlin
nicht als Jahreskarten),
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- 7-Tage-Karten VBB-Umweltkarte,
- 77-Tage-Karten fiir Auszubildende/Schiiler (jedoch nicht fiir
den Tarifbereich Berlin),

Dartiber hinaus gibt es fiir

- die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin:
e das Schiilerticket (als Monatskarte und im Abonne-

ment),

* die Geschwisterkarte fiir Schiiler (als Monatskarte und
im Abonnement),

» das ermdBigte Schiilerticket (als Monatskarte und im
Abonnement)

- die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Potsdam:
* das Schiilerticket Potsdam (nur im Abonnement),

- den Tarifbereich Berlin:
e die 10-Uhr-Monatstickets die 10-Uhr-Karten (als
Monatskarten und im Abonnement)

- die Tarifbereiche der kreisfreien Stidte Brandenburg an der
Havel, Frankfurt (Oder) und Potsdam und fiir die Orte mit
Stadtlinienverkehr:

e die 9-Uhr-Karten (als Monatskarten, im Abonnement
und als Jahreskarten)

- den Tarifbereich der kreisfreien Stadt Cottbus:
e die 8-Uhr-Karten (als Monatskarten, im Abonnement
und als Jahreskarten)

- die Teilbereiche AB der Tarifbereiche Berlin, Brandenburg
an der Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam sowie
fiir den Tarifbereich Berlin ABC und das VBB-Gesamtnetz:
» die Monatskarten Fahrrad (nur als Monatskarten)

- das VBB-Gesamtnetz:
¢ das VBB-Freizeit-Ticket fiir Auszubildende und Schiiler
(nur als Monatskarte)
e das VBB-Abo 65plus (nur im Abonnement).

Innerhalb des ortlichen Geltungsbereiches (Flichenzonen), der
auf dem Wertabschnitt aufgedruckt beziehungsweise mit dem
elektronischen Fahrausweis (im Folgenden EFS genannt) auf
einer Chipkarte gespeichert ist, kann eine beliebige Anzahl
Fahrten durchgefiihrt werden.

Sind in eine Zeitkarte mehrere Fldchenzonen einbezogen, miis-
sen diese einander benachbart sein.

Fiir Zeitkarten, die einen 6rtlichen Geltungsbereich bis 4 Waben
umfassen, ergdnzt sich dieser um die zwischen den angegebenen
Start- und Zielwaben liegenden, an diese angrenzenden Tarif-
waben.

Fiir Zeitkarten, die einen drtlichen Geltungsbereich bis 6 Waben
umfassen, erginzt sich dieser durch die Waben, die beim reise-
tiblichen oder durch die Fahrplanlage bedingten Weg zwischen
den angegebenen Start- und Zielwaben liegen.

Fahrwege, die im Verkehr innerhalb der Flichenzonen aus-
nahmsweise zugelassen sind, obwohl auf Teilstrecken diese Fl4-
chenzonen verlassen werden, enthdlt Anlage 3.

Es ist nicht in jedem Fall mdglich, das gesamte Fahrausweissor-
timent beziehungsweise Fahrausweise fiir alle Relationen an allen
Verkaufseinrichtungen zu erhalten.

Zeitkarten werden von den einzelnen Verkehrsunternehmen zu-
mindest fiir Verbindungen ausgegeben, bei denen Linien oder
Linienteile dieses Unternehmens beriihrt werden.

Der Verkauf bestimmter Zeitkarten kann auf besonders bekannt
gegebene Vorverkaufsstellen beschrankt werden.

3.2 Fahrausweise, die lingstens einen Tag gelten (Bar-
tarif)

Fahrausweise, die langstens einen Tag gelten, sind

- Einzelfahrausweise,

- 4-Fahrten-Karten,

- Tageskarten,

- Gruppenkarten, Kleingruppen-Tageskarten,
- Gruppentageskarten fiir Schiiler,

- Tageskarten Fahrrad.

- Einzelfahrausweise Fahrrad,

Sie gelten zwischen und innerhalb der auf ihnen angegebenen
Flachenzonen. Sind fiir eine Verbindung wegabhéngig mehrere
Tarifstufen angegeben, kann der Fahrweg mit der hoheren Tarif-
stufe - auch wenn er der verkehrsiibliche ist - nicht mit dem Fahr-
ausweis der niedrigeren Tarifstufe benutzt werden.

Der Weg mit der hdheren Tarifstufe kann mit einem Fahrausweis
fiir den Weg mit einer niedrigeren Tarifstufe benutzt werden,
wenn gleichzeitig eine Umwegkarte vorgewiesen beziechungs-
weise erworben wird.

Fahrausweise, die Flichenzonen auflerhalb der Tarifbereiche
Berlin, Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder)
oder Potsdam einbeziehen und die rdumliche Giiltigkeit fiir den
Teilbereich A ausweisen, gelten auch im Teilbereich B des
jeweiligen Tarifbereichs und umgekehrt.

Es ist nicht in jedem Fall mdglich, das gesamte Fahrausweissor-
timent beziehungsweise Fahrausweise fiir alle Relationen an allen
Verkaufseinrichtungen zu erhalten.

4 Fahrpreise

Die Fahrpreise der Fahrausweise, die langer als einen Tag gelten
(gemilB 3.1), sind der Fahrpreisiibersicht (Anlage 4, Tabelle 1
und 3) zu entnehmen.

Die Fahrpreise der Fahrausweise, die langstens einen Tag gelten
(gemdl 3.2), sind der Fahrpreisiibersicht (Anlage 4, Tabelle 2
und 3) zu entnehmen und richten sich
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- in Verbindungen bis zu fiinf Waben nach der Anzahl der be-
dingt durch den kiirzesten Linienverlauf zwischen Start- und
Zielhaltestelle befahrenen Waben,

- in Verbindungen von mehr als fiinf Waben nach der Luft-
linienentfernung zwischen der Mitte der Wabe der Starthal-
testelle und der Mitte der Wabe der Zielhaltestelle ohne Be-
riicksichtigung der Linienfithrung. Sind Fahrmdglichkeiten
iiber mehrere Wege gegeben, konnen fiir die Verbindung
mehrere Tarifstufen angegeben sein,

- fiir Verbindungen innerhalb der Tarifbereiche der Stiddte
danach, welche Kombination einander benachbarter Teil-
bereiche befahren werden soll,

- beim Kurzstreckentarif nach den vom jeweiligen Verkehrs-
unternehmen oder mehreren Verkehrsunternehmen ortlich
bekannt gegebenen Regelungen unabhingig von den
Flachenzonengrenzen (siehe Teil D und Anlage 7).

Die Fahrpreise sind Tarifstufen zugeordnet.

5 Einzelbestimmungen

5.1 Mitnahme von Personen, Sachen und Tieren

5.1.1 Unentgeltliche Mitnahme von Personen und Sachen
Fahrgiste, die im Besitz giiltiger Fahrausweise sind, kénnen

- Kinder unter 6 Jahren (bei Fahren bis zu 3 Kinder),
- einen Kinderwagen und
- Gepick

unentgeltlich mitnehmen.

Die Mitnahmeregelungen fiir VBB-Umweltkarten sind im Teil B,
Punkt 5.2.1 beschrieben.

In den Tarifbereichen Berlin, Frankfurt (Oder) und Potsdam
kann ein Fahrrad unentgeltlich mitgenommen werden, wenn der
Fahrgast im Besitz einer personlichen Zeitkarte gemaf 5.2.5 fiir
die Teilbereiche AB oder BC oder fiir den Tarifbereich ABC ist
und die Beforderungsbedingungen die Mitnahme zulassen. Die-
se Mitnahmeregelung gilt nicht fiir die Tarifbereiche Branden-
burg an der Havel und Cottbus.

5.1.2 Mitnahme von Hunden

Nutzer von Einzelfahrausweisen (auch 4-Fahrten-Karten oder
Kurzstrecke) und Gruppenkarten haben fiir jeden mitgenomme-
nen Hund einen Einzelfahrausweis des ErmaBigungstarifs der
jeweiligen Tarifstufe zu 16sen und gegebenenfalls zu entwerten.

Hiervon ausgenommen sind kleine Hunde in geeigneten Behalt-
nissen gemif Teil A, § 12 Absatz 2 Satz 1.

Nutzer von Tageskarten, Kleingruppen-Tageskarten, Gruppen-
tageskarten fiir Schiiler, Inhaber von Zeitkarten sowie Inhaber
von Schwerbehindertenausweisen mit Beiblatt und giiltiger
Wertmarke konnen einen Hund unentgeltlich mitnehmen.

Diese Regelung gilt auch fiir schwerbehinderte Menschen, in
deren Schwerbehindertenausweis die Berechtigung zur Mitnah-
me einer Begleitperson eingetragen ist und die ohne Begleit-
person fahren.

Blindenfiihrhunde, die einen Blinden begleiten, werden generell
unentgeltlich befordert.

Bei Nutzung von VBB-Umweltkarten, Kleingruppen-Tageskar-
ten und Gruppentageskarten fiir Schiiler wird die Einschrankung
auf unentgeltlich mitzunehmende Hunde unabhdngig von der
Anzahl der auf dem Fahrausweis fahrenden Personen jeweils auf
die Zahl eins festgelegt.

Die vorgenannte Regelung gilt auch fiir schwerbehinderte Men-
schen, die gemél Schwerbehindertenausweis zur Mitnahme
einer Begleitperson berechtigt sind.

Werden von einem Fahrgast mehrere Hunde mitgenommen, ist
fiir den zweiten und gegebenenfalls jeden weiteren Hund ein
Einzelfahrausweis des ErméafBigungstarifs (auch 4-Fahrten-Kar-
ten oder Kurzstrecke) oder eine Tageskarte des ErmaBigungs-
tarifs der jeweiligen Tarifstufe zu 16sen und gegebenenfalls zu
entwerten.

5.2 Fahrausweise, die liinger als einen Tag gelten (Zeit-
kartentarif)

5.2.1 VBB-Umweltkarten

VBB-Umweltkarten sind {ibertragbar und gelten innerhalb der
auf Thnen angegebenen Flidchenzonen.

Die VBB-Umweltkarten beinhalten die Mitnahme von einem
Erwachsenen und bis zu drei Kindern von 6 bis einschlieBlich
14 Jahren montags bis freitags ab 20:00 Uhr sowie samstags,
sonntags, am 24. und 31. Dezember sowie an gesetzlichen Feier-
tagen ganztdgig. Die Mitnahmeregelung endet jeweils am Fol-
getag 03:00 Uhr, soweit dieser nicht selbst ein Samstag, Sonntag
oder gesetzlicher Feiertag ist. Gelten in den Léndern Berlin und
Brandenburg unterschiedliche Feiertagsregelungen, so gilt die
Mitnahmeregelung nur fiir das Land, in dem der gesetzliche
Feiertag gilt.

VBB-Umweltkarten werden als Wertabschnitte ausgegeben.

VBB-Umweltkarten werden als Monatskarten oder 7-Tage-Kar-
ten ausgegeben.

Fiir die Ausgabe der Monatskarten im Abonnement gelten die
Bestimmungen der Anlage 5. Fiir die Ausgabe als Jahreskarten
gelten die Bestimmungen der Anlage 6.

5.2.1.1 Monatskarten VBB-Umweltkarte

Monatskarten werden mit Giiltigkeit von jedem Tag an ausge-
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats,
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten
mit Giiltigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar.
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Monatskarten konnen auch fiir den Kalendermonat, der auf dem
Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben
werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden
Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalendertag des darauf-
folgenden Monats 24:00 Uhr.

5.2.1.2 7-Tage-Karten VBB-Umweltkarte

Wertabschnitte fiir 7-Tage-Karten VBB-Umweltkarte gelten fiir
sieben aufeinanderfolgende Kalendertage. Thre Giiltigkeit be-
ginnt am ersten aufgedruckten Kalendertag 00:00 Uhr und endet
am siebenten Kalendertag um 24:00 Uhr.

Im Vorverkauf erworbene Wertabschnitte fiir Orte mit Stadt-
linienverkehr, fiir die Tarifbereiche der kreisfreien Stidte oder
fiir den Tarifbereich Berlin bezichungsweise Teilbereiche dieser
Tarifbereiche sind sofort bei Fahrtantritt der ersten Fahrt vom
Fahrgast zu entwerten. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung
zu iiberzeugen. Die Giiltigkeit endet am siebenten Kalendertag
ab Entwertung um 24:00 Uhr.

5.2.2 8-Uhr-Karten

8-Uhr-Karten sind iibertragbar. Sie gelten nur fiir den Tarifbe-
reich Cottbus ABC und die Teilbereiche Cottbus AB und Cott-
bus BC.

Sie gelten:

- montags bis freitags von 08:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Fol-
getages,

- samstags, sonn- und feiertags sowie am 24. und 31. Dezem-
ber von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages.

8-Uhr-Karten werden mit Giiltigkeit von jedem Tag an ausge-
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats,
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten
mit Giiltigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar.

8-Uhr-Karten konnen auch fiir den Kalendermonat, der auf dem
Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben
werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden
Monats bis zum ersten Kalendertag des darauffolgenden Monats
24:00 Uhr.

Fiir die Ausgabe der 8-Uhr-Karten im Abonnement gelten die
Bestimmungen der Anlage 5. Fiir die Ausgabe als Jahreskarten
gelten die Bestimmungen der Anlage 6.

5.2.3 9-Uhr-Karten

9-Uhr-Karten sind iibertragbar. Sie gelten nur in Orten mit
Stadtlinienverkehr und in den Tarifbereichen der kreisfreien
Stidte Brandenburg an der Havel, Frankfurt (Oder) und Potsdam
und deren Teilbereichen.

Sie gelten:

- montags bis freitags von 09:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Fol-
getages,

- samstags, sonn- und feiertags sowie am 24. und 31. Dezem-
ber von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages.

9-Uhr-Karten werden mit Giiltigkeit von jedem Tag an ausge-
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats,
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten
mit Giiltigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar.

9-Uhr-Karten konnen auch fiir den Kalendermonat, der auf dem
Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben
werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden
Monats bis zum ersten Kalendertag des darauffolgenden Monats
24:00 Uhr.

Fiir die Ausgabe der 9-Uhr-Karten im Abonnement gelten die
Bestimmungen der Anlage 5. Fiir die Ausgabe als Jahreskarten
gelten die Bestimmungen der Anlage 6.

5.2.4 10-Uhr-Karten

10-Uhr-Karten sind {ibertragbar. Sie gelten nur fiir den Tarifbe-
reich Berlin ABC und die Teilbereiche Berlin AB und Berlin BC.

Sie gelten:

- montags bis freitags von 10:00 Uhr bis 03:00 Uhr des
Folgetages,

- samstags, sonn- und feiertags sowie am 24. und 31. Dezem-
ber von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages.

Gelten in den Léndern Berlin und Brandenburg unterschiedliche
Feiertagsregelungen, so gilt die ganztégige Nutzung nur fiir das
Land, in dem der gesetzliche Feiertag gilt.

10-Uhr-Karten werden mit Giiltigkeit von jedem Tag an ausge-
stellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats,
der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten
mit Giiltigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer
mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar.

10-Uhr-Karten konnen auch fir den Kalendermonat, der auf
dem Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgege-
ben werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorherge-
henden Monats bis zum ersten Kalendertag des darauffolgenden
Monats 24:00 Uhr.

Fiir die Ausgabe der 10-Uhr-Karten im Abonnement gelten die
Bestimmungen der Anlage 5.

10-Uhr-Karten werden nicht als Jahreskarten ausgegeben.

5.2.5 Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler; 7-Tage-
Karten fiir Auszubildende/Schiiler; Schiilertickets,
Geschwisterkarten und ermifigte Schiilertickets
fiir Schiiler in Berlin; Schiilertickets Potsdam; Schii-
ler-Fahrausweise im Land Brandenburg und VBB-
Freizeit-Ticket fiir Auszubildende und Schiiler

Die vorgenannten Fahrausweise sind personliche Zeitkarten und
sind nicht iibertragbar.
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Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler sowie Schiilertickets,
Geschwisterkarten und erméfigte Schiilertickets fiir Schiiler in
Berlin werden mit Giiltigkeit von jedem Tag an ausgestellt. Sie
gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Monats, der in der
Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei Karten mit Giiltig-
keit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungsdauer mit Ablauf
des letzten Tages des Monats Februar.

Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler sowie Schiilertickets,
Geschwisterkarten und erméBigte Schiilertickets fiir Schiiler in
Berlin kénnen auch fiir den Kalendermonat, der auf dem Wert-
abschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, ausgegeben wer-
den. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorhergehenden
Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalendertag des darauffol-
genden Monats 24:00 Uhr.

7-Tage-Karten fiir Auszubildende/Schiiler gelten fiir sieben auf-
einanderfolgende Kalendertage. Thre Giiltigkeit beginnt am
ersten aufgedruckten Kalendertag 00:00 Uhr und endet am
siebenten Kalendertag um 24:00 Uhr.

7-Tage-Karten fiir Auszubildende/Schiiler werden nicht fiir den
Tarifbereich Berlin ausgegeben.

Personliche Zeitkarten bestehen aus einer VBB-Kundenkarte
oder dem Schiiler-Fahrausweis mit Lichtbild und Giiltigkeits-
befristung sowie dazugehdrigem Wertabschnitt oder einer Chip-
karte (nur im Abonnement) mit gegebenenfalls befristetem EFS
und aufgedrucktem Lichtbild sowie Vor- und Zunamen.

Zur Ausstellung einer VBB-Kundenkarte oder einer Chipkarte
mit EFS (nur im Abonnement) ist der Nachweis der Berechti-
gung zu erbringen.

Die VBB-Kundenkarte fiir Auszubildende/Schiiler wird bei
Neuausstellung fiir maximal 4 Jahre, ldngstens bis zur Vollen-
dung des 16. Lebensjahres des Inhabers befristet. Danach wird
die Berechtigung zur Inanspruchnahme von Monatskarten fiir
Auszubildende/Schiiler und 7-Tage-Karten fiir Auszubilden-
de/Schiiler ldngstens fiir ein Jahr nach Ausstellung der Beschei-
nigung gewihrt und kann von der fristgerechten Abgabe und
einem ordnungsgeméfen Ausfiillen besonderer Erhebungs-
unterlagen abhdngig gemacht werden, sofern die Erhebung das
Personenbeforderungsgesetz (PBefG) zur Grundlage hat.

Personliche Zeitkarten (ausgenommen Chipkarte mit EFS) sind
nur giiltig, wenn die VBB-Kundenkarte mit Vor- und Zunamen
versehen ist und die Nummer der VBB-Kundenkarte vom Inha-
ber in das vorgesehene Feld des jeweiligen Wertabschnitts ein-
getragen wurde. Bei Abonnements der Berliner Verkehrsbetrie-
be (BVG) oder der S-Bahn Berlin GmbH ist zuséitzlich die Abo-
Nummer vom Wertabschnitt in das vorgesehene Feld der VBB-
Kundenkarte einzutragen.

Personliche Zeitkarten werden ungiiltig:
- mit Ablauf desjenigen Monats, in dem die Voraussetzungen

zur Nutzung nicht mehr erfiillt sind,
- zu dem auf der VBB-Kundenkarte angegebenen Zeitpunkt.

VBB-Kundenkarten diirfen nicht einlaminiert und verdndert
werden.

Abgenutzte, zerrissene, beschidigte oder verlorene VBB-Kun-
denkarten fiir personliche Zeitkarten werden in den besonders
bekannt gegebenen Verkaufsstellen der Verkehrsunternehmen
erneuert. Fiir Chipkarten mit EFS gelten die Bestimmungen der
Anlage 5.

Die Verkehrsunternehmen geben eigene Kundenkarten unter
Verwendung des VBB-Logos nach abgestimmten Standards
heraus.

5.2.5.1 Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler, 7-Tage-
Karten fiir Auszubildende/Schiiler

Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler werden fiir Flachen-
zonenkombinationen gemif} Fahrpreisiibersicht (Anlage 4) aus-
gegeben. Anstelle der Monatskarte fiir Auszubildende/Schiiler
wird fiir Schiiler filir die Teilbereiche AB des Tarifbereichs
Berlin ein Schiilerticket beziehungsweise eine Geschwisterkarte
fiir Schiiler (gemdB Punkt 5.2.5.2) ausgegeben.

7-Tage-Karten fiir Auszubildende/Schiiler werden nicht fiir den
Tarifbereich Berlin ausgegeben.

Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler und gegebenenfalls
7-Tage-Karten fiir Auszubildende/Schiiler erhalten:

a) schulpflichtige Personen bis einschlielich 14 Jahre
b) ab 15 Jahren

(1) Schiiler und Studenten &ffentlicher, staatlich genehmig-
ter oder staatlich anerkannter privater

- allgemeinbildender Schulen,

- berufsbildender Schulen,

- Einrichtungen des zweiten Bildungsweges,
- Hochschulen, Akademien

mit Ausnahme der Verwaltungsakademien, Volkshochschu-
len und Landesvolkshochschulen;

(2) Personen, die private Schulen (Ersatzschulen, Ergénzungs-
schulen) oder sonstige Bildungseinrichtungen, die nicht unter
Absatz 1 fallen, besuchen, sofern sie aufgrund des Besuchs
dieser Schulen oder Bildungseinrichtungen von der Berufs-
schulpflicht befreit sind oder sofern der Besuch dieser Schu-
len und sonstigen privaten Bildungseinrichtungen nach dem
Bundesausbildungsforderungsgesetz forderungsfahig ist;

(3) Personen, die an einer Volkshochschule oder einer anderen
Einrichtung der Weiterbildung Kurse zum nachtraglichen
Erwerb des Hauptschul- oder Realschulabschlusses besu-
chen;

(4) Personen, die in einem Berufsausbildungsverhiltnis im
Sinne des Berufsbildungsgesetzes oder in einem anderen
Vertragsverhiltnis im Sinne des § 26 des Berufsbildungs-
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gesetzes stehen, sowie Personen, die in einer Einrichtung
auBerhalb der betrieblichen Berufsausbildung im Sinne des
§ 43 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes, § 36 Absatz 2 der
Handwerksordnung, ausgebildet werden;

(5) Personen, die einen staatlich anerkannten Berufsvorbe-
reitungslehrgang besuchen;

(6) Praktikanten und Volontire, sofern die Ableistung eines
Praktikums oder Volontariats vor, wahrend oder im Anschluss
an eine staatlich geregelte Ausbildung oder ein Studium an
einer Hochschule nach den filir Ausbildung und Studium gel-
tenden Bestimmungen vorgesehen ist;

(7) Beamtenanwiérter des einfachen und mittleren Dienstes
sowie Praktikanten und Personen, die durch Besuch eines
Verwaltungslehrgangs die Qualifikation fiir die Zulassung
als Beamtenanwirter des einfachen oder mittleren Dienstes
erst erwerben miussen, sofern sie keinen Fahrkostenersatz
von der Verwaltung erhalten;

(8) Teilnehmer an einem freiwilligen sozialen Jahr, am
Bundesfreiwilligendienst oder an einem freiwilligen 6kolo-
gischen Jahr oder vergleichbaren sozialen Diensten.

Die unter Buchstabe b genannten Personen erhalten Monats-
karten fiir Auszubildende/Schiiler fiir die Teilbereiche AB des
Tarifbereichs Berlin - jedoch nur, sofern die Ausbildung in
Berlin oder Brandenburg mindestens ein Halbjahr beziehungs-
weise ein Semester lang 20 Wochenstunden umfasst.

Die Institutionen, die zu den vorgenannten Ausbildungsstétten
rechnen, bestimmen die zustindigen Verwaltungsstellen des
Landes Berlin und des Landes Brandenburg.

Berufstitige, Berufspraktikanten und Personen, die Arbeitslo-
sengeld wihrend einer beruflichen Weiterbildung nach dem
Dritten Sozialgesetzbuch (SGB III) beziehen, sowie Personen,
die sich in einem Referendariat befinden, erhalten keine Zeit-
karten fiir Auszubildende/Schiiler. Dies gilt auch fiir Personen,
die Lehrgénge, Nachhilfekurse oder Sprachenschulen besuchen.

Der Nachweis der Berechtigung erfolgt durch Vorlage einer Be-
scheinigung der Bildungseinrichtung. In der Bescheinigung hat
in den Féllen zu Buchstabe b Absatz 1 bis 7 die Ausbildungs-
stitte oder der Ausbildende, in den Fillen zu Buchstabe b
Absatz 8 der Trager der jeweiligen sozialen Dienste zu bestiti-
gen, dass die jeweils zutreffende Voraussetzung gegeben ist.
Diese Bescheinigung darf nicht &lter als 30 Tage sein.

Die Auszubildenden haben neben der Bescheinigung ihren
Ausbildungsvertrag, gegebenenfalls mit Nachtragen, sowie ein
Personaldokument beim Verkehrsunternehmen vorzulegen.

Studierende miissen den Studierendenausweis mit giiltigem
Semesterstempel oder die giiltige Semesterkarte vorlegen. Fiir
jedes Semester ist die Kundenkarte fiir Auszubildende/Schiiler
neu zu beantragen.

Fiir die Ausgabe der Monatskarten fiir Auszubildende/Schiiler im
Abonnement gelten die Bestimmungen der Anlage 5. Fiir die
Ausgabe als Jahreskarten gelten die Bestimmungen der Anlage 6.

5.2.5.2 Schiilertickets, Geschwisterkarten und ermifigte
Schiilertickets fiir Schiiler in Berlin

5.2.5.2.1 Schiilerticket und Geschwisterkarten fiir Schiiler
in Berlin

Schiilertickets und Geschwisterkarten fiir Schiiler werden an
Schiiler, die Schulen in Berlin besuchen, ausgegeben und gelten
nur flir die Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin. Durch Vor-
lage des giiltigen Berliner Schiilerausweises I ist nachzuweisen,
dass Schulen in Berlin besucht werden.

Kinder ab 6 Jahren, die noch keine Schule besuchen, konnen oh-
ne besonderen Nachweis bis zur Einschulung Schiilertickets und
- bei Vorliegen der Voraussetzungen - Geschwisterkarten nutzen.

Als Berechtigte fiir den Erwerb von Geschwisterkarten fiir
Schiiler gelten:

- leibliche Geschwister, die in einem gemeinsamen Haushalt
leben,

- leibliche Geschwister, die in getrennten Haushalten leben,

- gemeinsam in einem privaten Haushalt lebende Kinder.

Der Nachweis der Berechtigung zur Ausstellung einer VBB-Kun-
denkarte fiir Geschwister ist in geeigneter Weise zu erbringen
(zum Beispiel durch Vorlage des Berliner Schiilerausweises I,
der Geburtsurkunde, der Meldebescheinigung).

Schiilertickets und Geschwisterkarten fiir Schiiler bestehen aus
einer VBB-Kundenkarte fiir Schiiler beziehungsweise einer
VBB-Kundenkarte fiir Geschwister mit dazugehorigem Wert-
abschnitt. Fiir diese VBB-Kundenkarten ist ein Lichtbild erfor-
derlich.

Die VBB-Kundenkarte fiir Schiiler wird bei Neuausstellung fiir
maximal 4 Jahre, ldngstens bis zur Vollendung des 16. Lebens-
jahres des Inhabers befristet. Die VBB-Kundenkarte fiir
Geschwister wird ebenfalls bei Neuausstellung fiir maximal
4 Jahre, ldngstens bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres des
Inhabers befristet, vorausgesetzt, die VBB-Kundenkarte fiir
Schiiler ist noch giiltig. Nach diesen Zeitrdumen wird die Be-
fristung entsprechend der Giiltigkeit des Berliner Schiileraus-
weises I verlangert.

Losen Geschwister gleichzeitig flir denselben Zeitraum Wertab-
schnitte fir ein Schiilerticket und Geschwisterkarten, so ist fiir
eine berechtigte Person der Preis des Schiilertickets, fiir jede
weitere berechtigte Person jeweils der Preis der Geschwister-
karte fiir Schiiler zu entrichten.

Werden Wertabschnitte fiir Schiilertickets und Geschwisterkar-
ten fiir Schiiler nicht gleichzeitig erworben, so ist zum Kauf
eines Wertabschnittes fiir eine Geschwisterkarte die Vorlage des
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bereits gekauften, giiltigen Schiilertickets (VBB-Kundenkarte
fiir Schiiler mit dazugehdrigem Wertabschnitt) erforderlich.

Mit einer VBB-Kundenkarte fiir Schiiler beziehungsweise fiir
Geschwister konnen auch Zeitkarten fiir Auszubildende/Schiiler
eines anderen rdumlichen Giiltigkeitsbereichs im VBB erworben
werden.

Fiir die Ausgabe der Schiilertickets und Geschwisterkarten fiir
Schiiler im Abonnement gelten die Bestimmungen der Anlage 5.

5.2.5.2.2 Erméfigte Schiilertickets fiir Schiiler in Berlin

ErméBigte Schiilertickets werden fiir nachstehend genannten
Berechtigungskreis ausgegeben:

Mitglieder der Bedarfsgemeinschaften von

- Empfangern von Arbeitslosengeld IT (SGB II),

- Empfangern von Sozialhilfe (SGB XII),

- Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz,

- Beziehern von Kinderzuschlag oder Wohngeld,

die zur Nutzung von Schiilertickets oder Geschwisterkarten fiir
Schiiler in Berlin geméf Punkt 5.2.5.2.1 berechtigt sind und
deren Wohnort mehr als 3 km von der Schule entfernt ist.

Voraussetzung fiir die Nutzung eines erméfigten Schiilertickets
ist der Besitz eines giiltigen ,,berlinpass® mit Lichtbild und
Hologrammaufkleber zum Nachweis, dass die Entfernung
zwischen Wohnort und Schule mehr als 3 km betrégt.

Die Priifung der Berechtigung sowie die Ausstellung des ,,ber-
linpass‘ erfolgt durch die jeweiligen Leistungsstellen.

Das erméBigte Schiilerticket besteht aus einer VBB-Kundenkar-
te fiir Schiiler beziehungsweise fiir Geschwister sowie dem giil-
tigen ,.berlinpass“ mit Hologrammaufkleber und dem monat-
lichen Wertabschnitt. Es ist nur giiltig, wenn die Nummer der
VBB-Kundenkarte in das vorgesehene Feld des Wertabschnitts
eingetragen wurde.

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Punktes 5.2.5.2.1.

Fiir die Ausgabe des erméfigten Schiilertickets im Abonnement
gelten die Bestimmungen der Anlage 5.

5.2.5.3 Schiilertickets Potsdam

Schiilertickets Potsdam werden an Schiiler, die eine Schule in
Potsdam besuchen (Grundschulen, Gesamtschulen, Oberschu-
len, Gymnasien, Forderschulen) ausgegeben. Die Ausgabe er-
folgt ausschlieBlich im Abonnement mit monatlicher oder ein-
maliger Abbuchung und nur fiir die Teilbereiche AB des Tarif-
bereichs Potsdam. Es gelten die Bestimmungen der Anlage 5.

Schiilertickets Potsdam bestehen aus einer VBB-Kundenkarte
mit dazugehorigem Wertabschnitt. Fiir diese VBB-Kundenkar-
ten ist ein Lichtbild erforderlich.

Der Nachweis der Berechtigung zur Ausstellung einer VBB-
Kundenkarte fiir Schiilertickets Potsdam ist durch Vorlage des
Schiilerausweises oder einer entsprechenden Bestétigung der je-
weiligen Schule zu erbringen. Die VBB-Kundenkarte wird bei
Neuausstellung flir maximal 4 Jahre, ldngstens bis zur Vollen-
dung des 16. Lebensjahres des Inhabers befristet. Nach diesem
Zeitraum wird die Befristung entsprechend der Giiltigkeit des
Schiilerausweises beziehungsweise der entsprechenden Bestéti-
gung der jeweiligen Schule verldngert.

Das Angebot gilt bis auf Widerruf.
5.2.5.4 Schiiler-Fahrausweise im Land Brandenburg

Schiiler-Fahrausweise werden geméal Teil B, Punkt 5.2.5 ausge-
geben.

Schiiler-Fahrausweise werden an Auszubildende/Schiiler, die im
Land Brandenburg wohnen, fiir Flaichenzonenkombinationen
gemil Fahrpreisiibersicht (Anlage 4, Tabelle 1) ausgegeben.

Fiir Schiiler-Fahrausweise gelten die Regelungen, die in den Sat-
zungen der einzelnen Landkreise fiir die Schiilerbeférderung
festgeschrieben wurden.

Auf den Schiiler-Fahrausweisen sind der Beginn und das Ende
der Giiltigkeit dargestellt. Sie gelten vom ersten Giiltigkeitstag
00:00 Uhr bis zum letzten Giiltigkeitstag 24:00 Uhr. Gelten
Schiiler-Fahrausweise in einem Monat nur in einzelnen Wochen,
so trifft diese Regelung analog zu.

Schiiler-Fahrausweise sind VBB-Kundenkarte und Fahrausweis
in einem Dokument.

Fiir die Ausgabe der Schiiler-Fahrausweise im Abonnement
gelten die Bestimmungen der Anlage 5. Fiir die Ausgabe als
Jahreskarten gelten die Bestimmungen der Anlage 6.

Abweichend davon erfolgt fiir Schiiler-Fahrausweise als Jahres-
karten bei Tarifanpassungen eine anteilige Anpassung des
Gesamtpreises fiir den Zeitraum des Inkrafttretens der Tarif-
anpassung bis zum Giiltigkeitsende der Jahreskarte. Der Diffe-
renzbetrag wird im Lastschriftverfahren verrechnet.

Zum Erwerb eines Schiiler-Fahrausweises als Jahreskarte ist das
Vorliegen der Kundendaten sowie eine Einwilligung zur Nach-
erhebung des Differenzbetrages erforderlich.

5.2.5.5 VBB-Freizeit-Ticket fiir Auszubildende und Schiiler

Inhaber eines Abonnements oder einer Jahreskarte fiir Auszubil-
dende beziehungsweise Schiiler geméf Teil B, Punkt 5.2.5.1,
5.2.5.2und 5.2.5.3 oder eines Schiiler-Fahrausweises gemaf Teil B,
Punkt 5.2.5.4 mit mindestens zehnmonatiger Giiltigkeit konnen
diesen Hauptfahrausweis wihrend seiner Giiltigkeit durch ein
VBB-Freizeit-Ticket auf das VBB-Gesamtnetz erweitern.

Das VBB-Freizeit-Ticket gilt montags bis freitags von 14:00 Uhr
bis 03:00 Uhr des Folgetages, samstags, sonn- und feiertags
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sowie in den gesetzlichen Schulferien der Linder Berlin und
Brandenburg von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages.

Das VBB-Freizeit-Ticket wird mit Giiltigkeit von jedem Tag an
ausgestellt. Es gilt bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden Mo-
nats, der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei
Karten mit Giiltigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungs-
dauer mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar.

VBB-Freizeit-Tickets konnen auch fiir den Kalendermonat, der
auf dem Wertabschnitt mit Monat und Jahr bezeichnet ist, aus-
gegeben werden. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vor-
hergehenden Monats bis zum ersten Kalendertag des darauf-
folgenden Monats 24:00 Uhr.

Der Hauptfahrausweis ist auf der Fahrt mitzufiihren und bei der
Fahrausweispriifung vorzuzeigen. Die Kundennummer der
VBB-Kundenkarte muss vor Fahrtantritt auf das VBB-Freizeit-
Ticket tibertragen werden.

Das VBB-Freizeit-Ticket berechtigt nicht zur unentgeltlichen
Mitnahme eines Fahrrades. Fiir die Mitnahme von Fahrradern
gilt Teil B, Punkt 5.4.

Die Nichtausnutzung des VBB-Freizeit-Tickets begriindet kei-
nen Anspruch auf Erstattung.

Das Angebot gilt bis auf Widerruf.
5.2.6 VBB-Abo 65plus

VBB-Abo 65plus sind personliche Abonnements mit monat-
licher oder einmaliger Abbuchung. Sie sind nicht {ibertragbar.
Zur Nutzung berechtigt sind alle Personen, die am 1. Geltungs-
tag des VBB-Abo 65plus mindestens 65 Jahre alt sind.

Das VBB-Abo 65plus wird nur fiir das VBB-Gesamtnetz ausge-
geben.

Das VBB-Abo 65plus besteht aus einer VBB-Kundenkarte mit
dazugehorigem Wertabschnitt. Die Wertabschnitte sind mit
Monat und Jahr bezeichnet. Sie gelten vom letzten Kalendertag
des vorhergehenden Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalen-
dertag des darauffolgenden Monats 24:00 Uhr. VBB-Kunden-
karten fiir das VBB-Abo 65plus werden in besonders bekannt
gegebenen Ausgabestellen der Verkehrsunternehmen bei Vor-
lage eines Personaldokuments und bei Abgabe eines Lichtbildes
unbefristet ausgestellt.

Das VBB-Abo 65plus ist nur giiltig, wenn die VBB-Kunden-
karte mit Vor- und Zunamen versehen ist und die Nummer der
VBB-Kundenkarte in das vorgesehene Feld des jeweiligen
Wertabschnittes eingetragen ist. Bei Abonnements der Berliner
Verkehrsbetriebe (BVG) oder der S-Bahn Berlin GmbH ist zu-
sdtzlich die Abo-Nummer vom Wertabschnitt in das vorgesehe-
ne Feld der VBB-Kundenkarte einzutragen.

VBB-Kundenkarten diirfen nicht einlaminiert und verdndert
werden.

Abgenutzte, zerrissene, beschidigte oder verlorene VBB-Kun-
denkarten fiir personliche Zeitkarten werden in den besonders
bekannt gegebenen Verkaufsstellen der Verkehrsunternehmen
erneuert.

Fiir die Ausgabe des VBB-Abo 65plus gelten die Bestimmungen
der Anlage 5.

5.3 Fahrausweise, die liingstens einen Tag gelten (Bar-
tarif)

5.3.1 Einzelfahrausweise, Einzelfahrausweise Ermafi-
gungstarif

Einzelfahrausweise, Einzelfahrausweise ErméfBigungstarif (nach-
folgend Einzelfahrausweise genannt) werden ausgegeben

a) fiir Verbindungen

- zwischen Tarifwaben untereinander,

- zwischen den Tarifbereichen kreisfreier Stddte untereinan-
der,

- zwischen Tarifwaben und den Tarifbereichen kreisfreier
Stadte,

- zwischen Tarifwaben und dem Tarifbereich Berlin und

- zwischen Tarifbereichen kreisfreier Stadte (ausgenommen
Potsdam) und dem Tarifbereich Berlin

zum sofortigen Fahrtantritt beziehungsweise zum Fahrtantritt
am vom Fahrgast gewéhlten, auf dem Fahrausweis aufgedruck-
ten Tag.

Diese Einzelfahrausweise (auer Kurzstrecke) berechtigen zu
einer Fahrt mit beliebigem Umsteigen unter Inanspruchnahme
des jeweils nédchstfolgenden Anschlusses in Richtung auf das
Fahrtziel tiber den reiseiiblichen oder durch die Fahrplanlage
bedingten Weg.

b) fiir Verbindungen

- innerhalb des Tarifbereiches Berlin,
- innerhalb der Tarifbereiche der kreisfreien Stadte und
- in Orten mit Stadtlinienverkehr

im Vorverkauf und zur Entwertung bei Fahrtantritt beziehungs-
weise zum sofortigen Fahrtantritt bestimmt.

Diese Einzelfahrausweise (auler Kurzstrecke) berechtigen zu
einer Fahrt mit beliebigem Umsteigen in Richtung auf das Fahrt-
ziel iber den reiseiiblichen oder durch die Fahrplanlage beding-
ten Weg. Fahrtunterbrechungen sind innerhalb der nachfolgend
aufgefiihrten Fahrzeitbegrenzung beliebig oft gestattet:

- in Orten mit Stadtlinienverkehr 30 Minuten (in Fiirstenwal-
de, Jiiterbog, Luckenwalde, Schwedt/Oder und Senftenberg
45 Minuten, in Liibbenau 60 Minuten)

- in Tarifbereichen der kreisfreien Stddte Brandenburg an der
Havel, Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam 60 Minuten

- im Tarifbereich Berlin 120 Minuten.



1894 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 29 vom 17. Juli 2013

Danach ist das Fahrzeug beziehungsweise die Bahnanlage
unaufgefordert zu verlassen oder ein neuer Fahrausweis zu 16sen
und gegebenenfalls zu entwerten.

Mit Einzelfahrausweisen gemdfl Buchstaben a) und b) sind
Rund- und Riickfahrten ausgeschlossen. Riickfahrten sind Fahr-
ten in Richtung auf den Ausgangspunkt auf derselben Strecke,
die bei der Hinfahrt benutzt wurde. Rundfahrten sind Fahrten,
die auf einem anderen Weg

- zum Ausgangspunkt,

- zueinem diesem nahegelegenen Punkt oder

- zu einem Fahrtziel, das mit der Hinfahrt hétte erreicht wer-
den konnen,

fiihren.

Einzelfahrausweise des ErmaBigungstarifs gelten fiir Kinder
von 6 bis einschlielich 14 Jahren.

Einzelfahrausweise und Einzelfahrausweise ErmaBigungstarif
werden innerhalb der Teilbereiche AB des Tarifbereiches Berlin
auch als 4-Fahrten-Karten ausgegeben.

Die 4-Fahrten-Karten werden ausschlieflich im Vorverkauf als
vier einzelne Wertabschnitte beziehungsweise als ein Wert-
abschnitt mit vier Entwertungsfeldern ausgegeben.

Einzelfahrausweise, die der Entwertung bediirfen, sind vom
Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten bezie-
hungsweise entwerten zu lassen (bei 4-Fahrten-Karten pro Per-
son und Fahrt je einen Wertabschnitt beziehungsweise ein Ent-
wertungsfeld). Der Fahrgast hat sich von der Entwertung zu
iiberzeugen.

Die entwerteten Einzelfahrausweise und die Einzelfahrausweise
zum sofortigen Fahrtantritt sind nach Fahrtantritt nicht iibertrag-
bar.

5.3.2 Einzelfahrausweise Kurzstrecke,
Einzelfahrausweise Kurzstrecke Ermafigungstarif

Einzelfahrausweise fiir Kurzstrecken und Einzelfahrausweise
fiir Kurzstrecken ErméaBigungstarif (nachfolgend Einzelfahraus-
weise fiir Kurzstrecken genannt) gelten unabhédngig von den
befahrenen Flidchenzonen und werden mit regional an den Aus-
hangfahrplénen bekannt gemachter Giiltigkeit ausgegeben.
AuBerhalb des Tarifbereiches Berlin (Teilbereiche AB) gelten
sie nur bei dem jeweils ausgebenden Verkehrsunternehmen.
Eine Ubersicht iiber die Kurzstreckenregelungen im Tarifgebiet
enthilt Anlage 7.

Einzelfahrausweise fiir Kurzstrecken gelten nicht im Eisenbahn-
Regionalverkehr.

Einzelfahrausweise fiir Kurzstrecken ErméBigungstarif gelten
fiir Kinder von 6 bis einschlielich 14 Jahren.

Einzelfahrausweise fiir Kurzstrecken und Kurzstrecken Erméafi-
gungstarif werden innerhalb des Tarifbereiches Berlin auch als

4-Fahrten-Karten ausgegeben. Die 4-Fahrten-Karten Kurz-
strecke werden ausschlieSlich im Vorverkauf als vier einzelne
Wertabschnitte beziehungsweise. als ein Wertabschnitt mit vier
Entwertungsfeldern ausgegeben.

Einzelfahrausweise fiir Kurzstrecken, die der Entwertung be-
diirfen, sind vom Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu
entwerten beziehungsweise entwerten zu lassen (bei 4-Fahrten-
Karten Kurzstrecke pro Person und Fahrt je einen Wertabschnitt
beziehungsweise ein Entwertungsfeld). Der Fahrgast hat sich
von der Entwertung zu iiberzeugen.

Die Einzelfahrausweise fiir Kurzstrecken sind nach Fahrtantritt
nicht iibertragbar.

533 Tageskarten, Tageskarten Ermifligungstarif, Tages-
karte VBB-Gesamtnetz

5.3.3.1 Tageskarten, Tageskarten Ermifligungstarif

Tageskarten, Tageskarten ErmaBigungstarif (nachfolgend Tages-
karten genannt) werden ausgegeben

a) fiir Verbindungen

- zwischen Tarifwaben untereinander,

- zwischen den Tarifbereichen kreisfreier Stddte untereinan-
der,

- zwischen Tarifwaben und den Tarifbereichen kreisfreier
Stadte,

- zwischen Tarifwaben und dem Tarifbereich Berlin und

- zwischen Tarifbereichen kreisfreier Stadte (ausgenommen
Potsdam) und dem Tarifbereich Berlin

zum sofortigen Fahrtantritt beziehungsweise zum Fahrtantritt
am vom Fahrgast gewihlten, auf dem Fahrausweis aufgedruck-
ten Tag,

b) fiir Verbindungen

- innerhalb des Tarifbereiches Berlin,
- innerhalb der Tarifbereiche der kreisfreien Stadte und
- in Orten mit Stadtlinienverkehr

im Vorverkauf und zur Entwertung bei Fahrtantritt beziehungs-
weise im Fahrzeug zum sofortigen Fahrtantritt bestimmt.

Tageskarten gelten

- bei Fahrausweisen, die zur Entwertung bestimmt sind, ab
Entwertung bis 03:00 Uhr des Folgetages beziehungsweise

- bei Fahrausweisen mit aufgedrucktem Datum am entspre-
chenden Tag ganztéigig bis 03:00 Uhr des Folgetages

fiir eine beliebige Anzahl Fahrten innerhalb der angegebenen
Verbindung beziehungsweise des angegebenen Geltungsberei-
ches.

Tageskarten des Erméfigungstarifs gelten fiir Kinder von 6 bis
einschlieBlich 14 Jahren.
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Tageskarten, die der Entwertung bediirfen, sind vom Fahrgast
selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten bezichungsweise
entwerten zu lassen. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung
zu liberzeugen.

Die entwerteten Tageskarten und die Tageskarten zum soforti-
gen Fahrtantritt sind nach Fahrtantritt nicht ibertragbar.

5.3.3.2 Tageskarte VBB-Gesamtnetz

Die Tageskarte VBB-Gesamtnetz wird nur im Regeltarif ange-
boten und an jedermann ausgegeben.

Sie gilt an dem auf dem Fahrausweis aufgedruckten Kalendertag
fiir beliebig viele Fahrten innerhalb des Verbundgebietes

- montags bis freitags von 09:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Fol-
getages,

- samstags, sonntags, am 24. und 31. Dezember sowie an den
in ganz Brandenburg und Berlin giiltigen gesetzlichen Feier-
tagen von 00:00 Uhr bis 03:00 Uhr des Folgetages.

Die Tageskarte VBB-Gesamtnetz ist nach Fahrtantritt nicht
iibertragbar.

5.3.4 Gruppenkarten, Kleingruppen-Tageskarten und
Gruppentageskarten fiir Schiiler

5.3.4.1 Gruppenkarten
Gruppenkarten werden ausgegeben fiir Verbindungen

- zwischen Tarifwaben untereinander,

- zwischen den Tarifbereichen kreisfreier Stiadte untereinan-
der,

- zwischen Tarifwaben und den Tarifbereichen kreisfreier
Stadte,

- zwischen Tarifwaben und dem Tarifbereich Berlin und

- zwischen Tarifbereichen kreisfreier Stadte (ausgenommen
Potsdam) und dem Tarifbereich Berlin

zum sofortigen Fahrtantritt beziehungsweise zum Fahrtantritt
am vom Fahrgast gewihlten, auf dem Fahrausweis aufgedruck-
ten Tag.

Gruppenkarten berechtigen zu einer gemeinsamen Fahrt mit be-
liebigem Umsteigen unter Inanspruchnahme des jeweils néchst-
folgenden Anschlusses in Richtung auf das Fahrtziel iiber den
reiseiiblichen oder durch die Fahrplanlage bedingten Weg.
Rund- und Riickfahrten sind ausgeschlossen.

Gruppenkarten werden fiir Gruppen ab 5 Personen ausgegeben.
Bestehen Gruppen aus weniger als 5 Personen, wird fiir die Er-
mittlung des Fahrpreises mindestens die Personenzahl 5 zu-
grunde gelegt.

Gruppenkarten sind nach Fahrtantritt nicht {ibertragbar.
Fahrten auf Gruppenkarten ab 20 Personen - im Buslinien- und

Stralenbahnverkehr ab 10 Personen/bei Kleinbussen ab 5 Per-
sonen - sind bei den Verkehrsunternehmen, deren Verkehrsmit-

tel in Anspruch genommen werden sollen, mindestens 48 Stun-
den vor Fahrtantritt anzumelden. Anspruch auf Beforderung
besteht nur, wenn die vom Verkehrsunternehmen mit der An-
meldebestitigung festgelegten Fahrzeiten und Linien benutzt
werden.

5.3.4.2 Kleingruppen-Tageskarten

Kleingruppen-Tageskarten werden ausgegeben fiir Verbindun-
gen

- innerhalb des Tarifbereiches Berlin,
- innerhalb der Tarifbereiche der kreisfreien Stidte und
- in Orten mit Stadtlinienverkehr

im Vorverkauf und zur Entwertung bei Fahrtantritt bestimmt
beziehungsweise im Fahrzeug zum sofortigen Fahrtantritt.

Kleingruppen-Tageskarten gelten

- bei Fahrausweisen, die zur Entwertung bestimmt sind, ab
Entwertung bis 03:00 Uhr des Folgetages beziehungsweise

- bei Fahrausweisen mit aufgedrucktem Datum am entspre-
chenden Tag ganztigig bis 03:00 Uhr des Folgetages

fiir eine beliebige Anzahl Fahrten innerhalb des angegebenen
Geltungsbereiches.

Kleingruppen-Tageskarten werden fiir gemeinsame Fahrten von
maximal 5 Personen ausgegeben.

Kleingruppen-Tageskarten, die der Entwertung bediirfen, sind
vom Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten
beziehungsweise entwerten zu lassen. Der Fahrgast hat sich von
der Entwertung zu tiberzeugen. Die entwerteten Kleingruppen-
Tageskarten sind nach Fahrtantritt nicht iibertragbar.

5.3.4.3 Gruppentageskarten fiir Schiiler

Gruppentageskarten fiir Schiiler werden nur fiir Verbindungen
innerhalb der Teilbereiche AB des Tarifbereichs Berlin bezie-
hungsweise flir den Tarifbereich Berlin ABC ausgegeben. Sie
gelten am vom Fahrgast gewihlten, auf dem Fahrausweis aufge-
druckten oder bei zur Entwertung bei Fahrtantritt bestimmten
Karten an dem durch Entwerteraufdruck aufgebrachten Tag
ganztigig und am Folgetag bis 03:00 Uhr fiir eine beliebige
Anzahl gemeinsamer Fahrten.

Gruppentageskarten fiir Schiiler werden flir gemeinsame Fahr-
ten von Schiilergruppen bis zur Klassenstufe 8 ausgegeben. Die
Schiilergruppe muss aus mindestens 10 Schiilern bestehen und
muss von einem Leiter begleitet werden, der mindestens 18 Jah-
re alt ist. Sollte die Schiilergruppe aus weniger als 10 Schiilern
bestehen, ist unabhidngig davon der Preis fiir 10 Schiiler zu ent-
richten. Fiir je 10 Schiiler kann eine Begleitperson den Grup-
pentageskartenpreis fiir Berlin AB beziehungsweise Berlin ABC
nutzen.

Gruppentageskarten fiir Schiiler, die der Entwertung bediirfen,
sind vom Fahrgast selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten
beziehungsweise entwerten zu lassen. Der Fahrgast hat sich von
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der Entwertung zu liberzeugen. Die entwerteten Gruppentages-
karten fiir Schiiler sind nach Fahrtantritt nicht tibertragbar.

Die Ausgabe von Gruppentageskarten fiir Schiiler kann nur ver-
langt werden, wenn die Beforderung der Gruppe in den regel-
miBig verkehrenden Linienverkehrsmitteln moglich ist. Fahrten
auf Gruppentageskarten fiir Schiiler sind bei den Verkehrsunter-
nehmen, deren Verkehrsmittel in Anspruch genommen werden
sollen, mindestens 48 Stunden vor Fahrtantritt anzumelden.
Anspruch auf Beforderung besteht nur, wenn die vom Verkehrs-
unternehmen mit der Anmeldebestétigung festgelegten Fahr-
zeiten und Linien benutzt werden.

Gruppentageskarten fiir Schiiler konnen nur an besonders be-
kannt gegebenen Verkaufsstellen erworben werden.

5.4 Fahrausweise fiir die Mitnahme von Fahrradern

Fiir die Beférderung von Fahrrddern gilt Teil A, § 11 ,,Beforde-
rung von Sachen®. Fahrausweise fiir Fahrrader gelten nur in Ver-
bindung mit einem giiltigen VBB-Fahrausweis gemaf Teil B und
Teil C sowie in Verbindung mit einem Schwerbehindertenaus-
weis mit Beiblatt und giiltiger Wertmarke.

Jedes mitgenommene Fahrrad (dazu zéhlen auch fahrraddhnliche
Roller) ist beforderungsentgeltpflichtig. Fahren mehrere Perso-
nen gemeinsam mit einem VBB-Fahrausweis, ist auch jedes wei-
tere mitgenommene Fahrrad beforderungsentgeltpflichtig.

Die unentgeltliche Fahrradmitnahme wird im Teil B, Punkt 5.1.1
geregelt.

54.1 Einzelfahrausweise Fahrrad und Tageskarten Fahr-
rad

Einzelfahrausweise Fahrrad und Tageskarten Fahrrad werden
ausgegeben:

a) fiir das VBB-Gesamtnetz mit aufgedrucktem Giiltigkeitsda-
tum und

b) fiir die Tarifbereiche Berlin und die kreisfreien Stadte im
Vorverkauf zur Entwertung bei Fahrtantritt beziehungsweise
im Verkehrsmittel zum sofortigen Fahrtantritt bestimmt.

Fiir die einmalige Mitnahme eines Fahrrades ist ein Einzelfahr-
ausweis Fahrrad zu 16sen. Anstelle mehrerer Einzelfahrausweise
Fahrrad kann auch eine Tageskarte Fahrrad geldst werden.

Eine Ubersicht der Beforderungsentgelte enthilt die Anlage 4,
Tabelle 3.

Fahrausweise, die der Entwertung bediirfen, sind vom Fahrgast
selbst und sofort bei Fahrtantritt zu entwerten beziehungsweise
entwerten zu lassen. Der Fahrgast hat sich von der Entwertung
zu liberzeugen.

Die Fahrausweise sind nach Fahrtantritt nicht iibertragbar.

5.4.1.1 Einzelfahrausweise Fahrrad fiir die Tarifbereiche
Berlin und Kreisfreie Stidte

Innerhalb der Tarifbereiche Berlin, Brandenburg an der Havel,
Cottbus, Frankfurt (Oder) und Potsdam ist fiir die Mitnahme
eines Fahrrades ein Einzelfahrausweis Fahrrad der zutreffenden
Tarifstufe zu 16sen.

Diese Fahrausweise berechtigen zu einer Fahrt mit beliebigem
Umsteigen in Richtung auf das Fahrtziel {iber den reisetiblichen
oder durch die Fahrplanlage bedingten Weg. Fahrtunterbrechun-
gen sind innerhalb der nachfolgend aufgefiihrten Fahrzeit-
begrenzung beliebig oft gestattet:

- im Tarifbereich Berlin 120 Minuten ab Entwertung und
- in den Tarifbereichen der kreisfreien Stidte 60 Minuten ab
Entwertung.

Danach ist das Verkehrsmittel beziehungsweise die Bahnanlage
unaufgefordert zu verlassen oder ein neuer Fahrausweis zu 16sen.

Mit Einzelfahrausweisen Fahrrad sind Rund- und Riickfahrten
ausgeschlossen. Riickfahrten sind Fahrten in Richtung auf den
Ausgangspunkt auf derselben Strecke, die bei der Hinfahrt be-
nutzt wurde.

Rundfahrten sind Fahrten, die auf einem anderen Weg

- zum Ausgangspunkt,

- zueinem diesem nahe gelegenen Punkt oder

- zu einem Fahrtziel, das mit der Hinfahrt hétte erreicht wer-
den konnen,

fiihren.

Dariiber hinaus kann im Tarifbereich Berlin auch ein Einzelfahr-
ausweis Fahrrad fiir Kurzstrecken erworben werden. Dieser gilt
nicht im Eisenbahn-Regionalverkehr. Die Kurzstreckenregelun-
gen sind der Anlage 7, Punkt 1 zu entnehmen.

5.4.1.2 Einzelfahrausweis Fahrrad VBB-Gesamtnetz

Der Einzelfahrausweis Fahrrad VBB-Gesamtnetz berechtigt zur
Mitnahme eines Fahrrades mit beliebigem Umsteigen unter
Inanspruchnahme des jeweils néchstfolgenden geeigneten
Anschlusses in Richtung auf das Fahrtziel. Dieser Fahrausweis
gilt fiir eine einfache Fahrt am aufgedruckten Tag. Riick- und
Rundfahrten sind ausgeschlossen.

5.4.1.3 Tageskarten Fahrrad fiir die Tarifbereiche Berlin,
kreisfreie Stidte und VBB-Gesamtnetz

Tageskarten Fahrrad gelten

- bei Fahrausweisen, die zur Entwertung bestimmt sind, ab
Entwertung bis 03:00 Uhr des Folgetages beziehungsweise

- bei Fahrausweisen mit aufgedrucktem Datum am entspre-
chenden Tag ganztdgig bis 03:00 Uhr des Folgetages
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fiir eine beliebige Anzahl Fahrten innerhalb des angegebenen
Geltungsbereiches.

5.4.2 Monatskarten Fahrrad

Monatskarten Fahrrad werden an jedermann ausgegeben und
sind libertragbar. Sie werden nur fiir die Tarifteilbereiche AB der
Tarifbereiche Berlin, Brandenburg an der Havel, Cottbus, Frank-
furt (Oder) und Potsdam sowie den Tarifbereich Berlin ABC und
fiir das VBB-Gesamtnetz ausgegeben.

Die Monatskarten Fahrrad gelten generell nur fiir ein Fahrrad.

Eine Ubersicht der Beforderungsentgelte enthilt die Anlage 4,
Tabelle 3.

Monatskarten Fahrrad werden mit Giiltigkeit von jedem Tag an
ausgestellt. Sie gelten bis 24:00 Uhr des Tages des folgenden
Monats, der in der Zahl dem ersten Geltungstag vorangeht. Bei
Karten mit Giiltigkeit ab 30. oder 31. Januar endet die Geltungs-
dauer mit Ablauf des letzten Tages des Monats Februar.

Monatskarten Fahrrad kénnen auch fiir einen Kalendermonat
ausgegeben werden, der auf der Karte mit Monat und Jahr be-
zeichnet ist. Sie gelten vom letzten Kalendertag des vorher-
gehenden Monats 00:00 Uhr bis zum ersten Kalendertag des
darauf folgenden Monats 24:00 Uhr.

Die Monatskarten Fahrrad werden nicht im Abonnement oder
als Jahreskarte ausgegeben.

5.5 Weiterfahrt

Wiinscht ein Fahrgast seine Fahrt iiber die in den Fahrausweis
einbezogenen Flachenzonen hinaus fortzusetzen, hat er vor dem
Verlassen dieser Flichenzonen einen weiteren Fahrausweis zu
16sen. Dieser Fahrausweis bis zu der Flichenzone, in der das
endgiiltige Fahrtziel liegt, muss zur Fahrt ab der letzten durch
den urspriinglichen Fahrausweis abgedeckten Tarifwabe, durch
die der vom Fahrgast gewihlte Fahrweg fiihrt, berechtigen.

Wiinscht ein Fahrgast in den Tarifbereichen der kreisfreien Stid-
te oder im Tarifbereich Berlin mit einem Fahrausweis, der nur fiir
zweli Teilbereiche giiltig ist, die Fahrt in den dritten Teilbereich
fortzusetzen oder sie dort zu beginnen, hat er vor Verlassen des
Teilbereichs B beziehungsweise vor Fahrtantritt im Teilbereich
A oder C einen Anschlussfahrausweis entsprechend dem rdum-
lichen Geltungsbereich des Hauptfahrausweises zu 16sen und
gegebenenfalls zu entwerten.

Nimmt ein Fahrgast ein Fahrrad auf eine Monatskarte Fahrrad
AB in den Teilbereich C mit, so ist fiir das Fahrrad ebenfalls ein
Anschlussfahrausweis zu 16sen und gegebenenfalls zu entwerten.

Fiir Fahrten mit Start und Ziel im Teilbereich C ohne Beriihrung
des Teilbereiches B werden keine Anschlussfahrausweise ausge-
geben.

Anschlussfahrausweise sind nur zusammen mit dem Hauptfahr-
ausweis giiltig und gegebenenfalls mit diesem - spitestens
jedoch an der letzten Haltestelle im Teilbereich B - zu entwerten.

Sie berechtigen zu einer Fahrt mit beliebigem Umsteigen unter
Inanspruchnahme des jeweils néchstfolgenden Anschlusses in
Richtung auf das im Teilbereich A oder Teilbereich C liegende
Fahrtziel iiber den reiseiiblichen oder durch die Fahrplanlage
bedingten Weg. Rund- und Riickfahrten sind ausgeschlossen.
Sie gelten im Tarifbereich Berlin 120 Minuten ab Entwertung, in
den Tarifbereichen der kreisfreien Stidte 60 Minuten ab Ent-
wertung, jedoch nicht langer als der Hauptfahrausweis. Der
Anschlussfahrausweis wird nur im Regeltarif angeboten.

Fahren auf einer Monatskarte VBB-Umweltkarte, 7-Tage-Karte
VBB-Umweltkarte beziehungsweise einer Kleingruppen-Tages-
karte oder einer Gruppentageskarte fiir Schiiler mehrere Perso-
nen in den nicht einbezogenen Teilbereich, so ist fiir jede Person
ein Anschlussfahrausweis zu 16sen.

Wird auf eine personliche Zeitkarte gemaf3 Punkt 5.2.5 fiir die
Teilbereiche AB oder BC ein Fahrrad in die nicht einbezogenen
Teilbereiche A oder C mitgenommen, so ist fiir das Fahrrad kein
weiterer Fahrausweis erforderlich. Diese Regelung gilt nur fiir
die Tarifbereiche Berlin, Frankfurt (Oder) und Potsdam.

Wird auf einen Einzelfahrausweis fiir die Teilbereiche AB oder
BC ein Hund in die nicht einbezogenen Teilbereiche A oder C
mitgenommen, so ist auch fiir den Hund ein Anschlussfahraus-
weis erforderlich.

5.6 Verbundraumiiberschreitende Fahrten

Bei Fahrten, bei denen Start oder Ziel aulerhalb des Verbund-
raumes liegt, gelten ausschlieBlich die Tarife des Verkehrsunter-
nehmens, dessen Linie die Verbundraumgrenze iiberschreitet.
Die entsprechenden Fahrausweise konnen nur in den Fahrzeugen
beziehungsweise bei den Verkaufseinrichtungen dieses Ver-
kehrsunternehmens erworben werden.

Ist fiir Fahrten, deren Ziel auflerhalb des Verbundraumes liegt,
der hierfiir erforderliche Fahrausweis bei Fahrtantritt nicht er-
héltlich, hat der Fahrgast fiir die Anfangsstrecke zunéchst einen
Fahrausweis nach diesem Tarif zu 19sen.

Von der Tarifbestimmung geméB erstem Satz sind folgende zwei
Ausnahmen zuldssig:

a) Ist der Fahrgast im Besitz einer VBB-Zeitkarte und gleich-
zeitig einer Zeitkarte eines benachbarten Verkehrsverbundes
beziehungsweise einer benachbarten Verkehrsgemeinschaft,
deren Flachenzonen aneinander stof3en, so kann die durch-
gehende Fahrt auf Linien, die im Bereich beider Fliachen-
zonen verbundraumiiberschreitend verkehren, ohne Losen
eines zusétzlichen Fahrscheins ausgefiihrt werden, soweit
dass auch im Nachbarverkehrsverbund beziehungsweise in
der benachbarten Verkehrsgemeinschaft geregelt ist.

b) Fiir Fahrten zwischen bestimmten in der Anlage 1.2 genann-
ten Orten auflerhalb des Verbundraumes und Orten im Ver-
bundraum wird der VBB-Tarif angewendet. Dabei sind in
der Anlage 1.2 das bedienende, den VBB-Tarif anwendende
Verkehrsunternehmen, die zugeteilte Wabennummer und
der definierte Wabenname angegeben.
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Sofern in der Anlage 1.2 oder im Teil E nichts anderes angege-
ben ist, sind auf dem Linienabschnitt, der den Verbundraum
iiberschreitet, auch solche Zeitkarten giiltig, deren Geltungsbe-
reich den Landkreis umfasst, aus dem die Linie den Verbund-
raum verldsst. Das gilt auch fiir Zeitkarten, die fiir das VBB-Ge-
samtnetz gelten.

5.7 Beforderung von schwerbehinderten Menschen

Die unentgeltliche Beforderung von schwerbehinderten Men-
schen richtet sich nach dem Schwerbehindertengesetz § 145 Ab-
satz 1 Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch - (SGB IX). Zum Nach-
weis der Berechtigung miissen der giiltige Schwerbehinderten-
ausweis und das Beiblatt mit aufgeklebter oder integrierter
giiltiger Wertmarke des Versorgungsamtes vorgezeigt werden.

Begleiter von schwerbehinderten Menschen werden generell un-
entgeltlich befordert, wenn die Berechtigung zur Mitnahme ei-
ner Begleitperson aus dem Schwerbehindertenausweis hervor-
geht. Zusitzlich zu einer Begleitperson kann in diesem Fall auch
ein Hund unentgeltlich mitgenommen werden.

Krankenfahrstiihle und sonstige orthopadische Hilfsmittel kon-
nen unentgeltlich mitgenommen werden, wenn der Fahrgast im
Besitz eines giiltigen Fahrausweises oder eines Schwerbehinder-
tenausweises mit Beiblatt und aufgeklebter oder integrierter giil-
tiger Wertmarke ist und die Bauart des Verkehrsmittels die
Mitnahme zulésst.

5.8 Beforderung von Vollzugsbeamten der Polizei und
der Bundespolizei

Die Polizeivollzugsbeamten werden, wenn sie Uniform tragen
und ihre Legitimation durch einen Dienstausweis nachweisen
konnen, in allen Verkehrsmitteln der im VBB zusammenge-
schlossenen Unternehmen - im Eisenbahn-Regionalverkehr in
der 2. Klasse - innerhalb des Verbundgebietes unentgeltlich be-
fordert. Gleiches gilt fiir uniformierte Vollzugsbeamte der
Bundespolizei.

6 Rechnungen fiir Vorsteuerabzug der Umsatzsteuer
(Mehrwertsteuer)

Die Verkehrsunternehmen geben den umsatzsteuerlichen Be-
stimmungen entsprechende Rechnungen tiiber steuerpflichtige
Bef6rderungsleistungen nur auf Verlangen der Fahrgiste aus, so-
weit die Fahrausweise nicht ohnehin den umsatzsteuerlichen
Bestimmungen als Rechnung entsprechen. Der Anspruch auf
Ausstellung erlischt mit dem 31. Januar des dem Giiltigkeits-
zeitraum folgenden Jahres. Der Anspruch ist schriftlich auf vor-
geschriebenem Vordruck bei den von den Verkehrsunternehmen
hierfiir bestimmten Stellen nach Ablauf der Geltungsdauer
geltend zu machen. Die Fahrausweise sind beizufligen.
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Aus Platzgriinden sind im Folgenden die Teile C, D und E sowie
die weiteren Anlagen (aufler Anlage 4) und Anhénge hier nicht
abgedruckt. Den vollstdndigen VBB-Tarif erhalten Sie beim
Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg, Hardenbergplatz 2,
10623 Berlin und bei allen beteiligten Verkehrsunternehmen.
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